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Ed itoRiAL

Hendrik Lütke

Liebe Leserin, 
lieber Leser,

dass die Klimaerwärmung eine der größten Herausforderung für die 
Menschheit ist, führt uns die Natur vermehrt und eindrücklich vor Augen.

Auch die „Demografi sche Herausforderung Pfl ege“ fordert uns in ähn-
licher Weise, insbesondere im ländlichen Raum!

Ein drittes Mal thematisieren wir mit einer eigenen Ausgabe diese Her-
ausforderung, die auf unsere Gesellschaft zurollt.

„Pfl ege ohne Zukunft?“ titelten wir Ende Jahres 2012 und wiesen auf 
den sich anbahnenden Pfl egefachkraftmangel hin. Ohne Kursänderung, 
das war klar, werden wir das Schiff auf Grund setzen. Im Dezember 
2017 thematisierten wir die „Pfl egestärkungsgesetze“, als Grundlage für 
Reformen zugunsten Hilfebedürftiger“. Vielleicht ein Treibanker, der die 
Chance und noch ausreichend Zeit für Kursänderungen bietet.

Die Entscheidung, einen gemeinsamen Fachtag im Schulterschluss mit 
dem Bayerischen Landkreistag und den Mitgliedern der LAG Ö/F durch-
zuführen, wollen wir als Vorbereitung auf ein entscheidendes Manöver 
zur Kursänderung verstanden wissen.

Mit der umfassenden Dokumentation dieses hochkarätig besetzten und 
gut besuchten Fachtages bieten wir Ihnen neben einer differenzierten 
Positionsbestimmung die Möglichkeit, sich aktiv an dieser Kursänderung 
zu beteiligen. Und das ist dringend nötig.

Verdeutlichen wir es uns noch einmal, wir sitzen alle in einem Boot. 
Entscheidend konnten wir den Kurs bis heute nicht verändern. Einen 
Kapitän im Sinne der Seefahrt haben wir nicht an Bord.

Die ganze Mannschaft, und das sind wir als Bürgerschaft, müssen uns in 
dieser Situation bewähren und Entscheidungen treffen. 

Prof. Dr. Kruse, Impulsgeber dieses Fachtags, zieht das Fazit: Wegschau-
en gilt nicht mehr. Chronisch Kranke, Pfl egebedürftige und Sterbende 
sind ein Teil der Gemeinschaft. Pfl egebedürftige wollen keine höhere 
Pfl egestufe, sondern soziale Integration und Partizipation.
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Demografische Herausforderung 
Pflege im ländlichen Raum

Bedarfsgerechte Entwicklung  der Angebote
Die demografische Herausforderung in der Altenpflege 
hat spätestens seit der letzten Bundestagswahl auch die 
Aufmerksamkeit der breiten Öffentlichkeit erreicht. 
Das in Fachkreisen schon seit Jahren diskutierte Thema 
hat über den Fachkräftemangel und die Veröffentli-
chung des 7. Altenberichts eine zusätzliche Dynamik 
erhalten. Dies bietet die Chance, die bedarfsgerechte 
Entwicklung des Leistungs- und Beratungsangebots 
in der Pflege und in diesem Zusammenhang die Stär-
kung der Rolle der Kommunen in der Pflege neu zu 
diskutieren.

Rolle der kommunen
Der Bundesgesetzgeber hat mit dem Pflegestärkungs-
gesetz III einige Empfehlungen der Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe zur Stärkung der Rolle der Kommunen in 
der Pflege aufgegriffen. Zu nennen sind hier insbeson-
dere die Einrichtung von regionalen Pflegeausschüs-
sen, in denen die Pflegekassen an der Erstellung und 
Fortschreibung von Empfehlungen zur Sicherstellung 
der pflegerischen Infrastruktur mitwirken sollen (§ 8a 
Abs. 3 und 3 SGB XI) sowie die Einführung eines 
Initiativrechts der Kommunen zur Einrichtung von 
Pflegestützpunkten (§ 7c Abs. 1a SGB XI). Welche 
Bedeutung haben diese bundesrechtlichen Instrumente 
für Bayern? In Bayern wurde die Pflegebedarfspla-
nung der Landkreise und kreisfreien Städte bereits 
vor zehn Jahren landesrechtlich in seniorenpolitische 
Gesamtkonzept eingebettet (Art. 69 AGSG); dieses 
gibt es in absehbarer Zeit flächendeckend. Auch die 
Beratungslandschaft ist mit 110 Fachstellen für pfle-
gende Angehörige meist in Trägerschaft der freien 
Wohlfahrtspflege gut aufgestellt; der Freistaat fördert 
diese Fachstellen schon seit Mitte der 1990er Jahre.

Letzteres wird vielfach als Grund genannt, warum in 
Bayern im Unterschied zu anderen Bundesländern der 
erste Versuch der Einführung von Pflegestützpunkten 
2009 (damals nach § 92c SGB XI a.F.) zumindest 
quantitativ weitgehend gescheitert ist. Von den bis 2010 
angestrebten landesweit 60 Pflegestützpunkten gibt es 
heute lediglich neun. Im Unterschied zu damals stellt 
sich der Bedarf an einer wohnortnahen, umfassenden 
und neutralen Beratung zu allen Fragen der Pflege 
sowie an einer Koordinierung und Vernetzung der vor 
Ort vorhanden Versorgungs- und Betreuungsangebote 
heute jedoch anders dar, vor allem auch mit Blick auf 
weitere demografische Entwicklung. Die bestehenden 
Beratungsangebote werden oftmals als unkoordiniert 
und bruchstückhaft empfunden. Der Bedarf nach einer 
trägerneutralen Beratung ist gestiegen.

Sorgende gemeinschaften im ländlichen Raum
In den größeren Städten werden die Auswirkungen 
des demografischen Wandels auf die Pflege vermutlich 
weniger drastisch ausfallen, da die Einrichtungen und 
Dienste größer sind und die Wege kürzer. In ländli-
chen, insbesondere von Abwanderung betroffenen 
Regionen wird es dagegen schwierig werden, älteren 
Menschen ein seniorengerechtes Umfeld zu bieten 
und Pflegebedürftige möglichst lange aufsuchend 
in ihrer Häuslichkeit zu versorgen. Dies stellt sich 
als Herausforderung sowohl für die öffentliche wie 
auch für die freie Wohlfahrtspflege dar und ist damit 
Gegenstand der Zusammenarbeit in der Landesar-
beitsgemeinschaft. Die LAG Ö/F und der Bayerische 
Landkreistag haben daher den jährlichen Fachtag für 
2018 mit diesem Thema besetzt, zum einen, um den 
7. Altenbericht mit seiner Kernthese der sorgenden 
Gemeinschaften vorzustellen, und zum anderen, um 

Idee und Ziel für einen 
gemeinsamen Fachtag 
der LAG Ö/F mit dem 

Bayerischen Landkreistag
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die landesrechtliche Umsetzung der Instrumente des 
PSG III zur Stärkung der Rolle der Kommunen in der 
Pfl ege zu diskutieren.

Bedarfsgerechte Versorgungsstrukturen
Ziel des Fachtages, der am 4. Juli 2018 in Nürnberg 
stattfand, war es nicht, fertige Lösungen für die lan-
desrechtliche Ausgestaltung insbesondere der Pfl e-
gestützpunkte präsentiert zu bekommen. Dafür sind 
weder die Staatsregierung noch die Trägerverbände 
weit genug mit ihren Vorüberlegungen bzw. Verhand-
lungen. Es sollte stattdessen Raum gegeben werden für 
das gemeinsame Anliegen zu diskutieren, über Planung 
und Beratung das Marktgeschehen in der Pfl ege vor 
Ort so zu beeinfl ussen, dass sich bedarfsgerechte Ver-
sorgungsstrukturen entwickeln. Da die Pfl egebedarfs-
planung keine rechtliche Steuerungswirkung entfaltet, 
kann das Marktgeschehen in der Pfl ege allenfalls durch 
trägerneutrale Beratung beeinfl usst werden.

Wie kann aber eine solche trägerneutrale Beratung 
sichergestellt werden, wenn vor Ort verschiedene 
Fachstellen für pfl egende Angehörige sowie weite-
re Beratungsangebote im Feld sind? Wie soll eine 
Beratung „unter einem Dach“ und „aus einer Hand“ 
sichergestellt werden? Welche Haltung haben freie 
Wohlfahrtspflege und die Pflegekassen, welche 
Haltung hat die Staatsregierung? Wie sehen es die 
Kommunen?

Für die Kommunen kann es nicht Ziel sein, die 
Pfl egestützpunkte fl ächendeckend einheitlich vorzu-

geben. Es wird Regionen geben, die ihre bisherige 
Struktur aus seniorenpolitischem Gesamtkonzept 
und Angehörigenfachberatungsstelle sowie anderen 
Beratungsangeboten (etwa zur Altersdemenz oder 
die Wohnberatung) für ausreichend halten. Manche 
Landkreise und kreisfreie Städte haben dagegen den 
dringenden Wunsch, die zahlreichen Beratungsange-
bote unter dem Dach eines Pfl egestützpunktes zusam-
menzuführen, um für eine Erstberatung einheitliche 
Ansprechpartner und Rufnummern zu haben. Dann 
wäre es aber aus kommunaler Sicht notwendig und 
sinnvoll, wenn die Fachstellen für pfl egende Angehö-
rige dazu bereit wären, sich in die Pfl egestützpunkte 
zu integrieren. Auch die Bezirke als überörtliche 
Träger der Sozialhilfe, die seit dem 1. März 2018 
für alle Leistungen der Eingliederungshilfe und der 
Hilfe zur Pfl ege zuständig sind, sollten sich in die 
Pfl egestützpunkte einbringen. 

Rahmenbedingungen verbessern
Der Fachtag hat im Ergebnis gezeigt, dass bei allen 
Beteiligten die Bereitschaft vorhanden ist, die Rah-
menbedingungen für die Entwicklung der Versorgungs-
strukturen und der Beratungslandschaft in Bayern zu 
verbessern. Auch wegen der unterschiedlichen Inter-
essenlagen der Kassen, der Kommunen und der freien 
Wohlfahrtspfl ege obliegt es allerdings dem Freistaat, 
hier die richtigen Weichenstellungen vorzunehmen. 
Frau Staatsministerin Melanie Huml hat hierzu bei 
ihrem Vortrag ihre Unterstützung zugesagt. Auch die 
weiteren Vorträge, die Podiumsdiskussion und die 
Workshops sind in der vorliegenden Ausgabe der Bay-
erischen Sozialnachrichten dokumentiert und spiegeln 
die Gemeinsamkeiten, aber auch die Gegensätze in den 
Haltungen zum Thema wider. Hoffen wir darauf, dass 
mit dieser Veranstaltung trotz der unterschiedlichen 
Interessen ein Startpunkt gesetzt werden konnte, die 
demografi sche Herausforderung Pfl ege im länd-
lichen Raum gemeinsam anzugehen.

Dr. Klaus Schulenburg
Bayerischer Landkreistag
Referent für Soziales, gesundheit und krankenhauswesen
E-Mail: klaus.schulenburg@bay-landkreistag.de

(v.l.n.r.) Die Bayerische Gesundheitsministerin Melanie Huml 
wird von den Veranstaltern Dr. Klaus Schulenburg, Bayerischer 
Landkreistag und Hendrik Lütke, Geschäftsführer der LAF Ö/F 
auf dem Fachtag begrüßt.
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Pflege auf dem Land – 
was brauchen die Menschen?

Hermann Imhof, MdL
Patienten- und Pflegebeauftragter 
der Bayerischen Staatsregierung
Email: pp-beauftragter@stmgp.bayern.de

Nie zuvor war die Lebenserwartung in Bayern so hoch 
wie heute. Wer mit 65 Jahren in den Ruhestand geht, 
hat im Durchschnitt noch 20 Lebensjahre vor sich. 
In Bayern leben heute rund 2,6 Mio. Menschen im 
Alter von 65 Jahren und älter. 2035 werden es etwa 
3,6 Mio. Bürger sein. Der Großteil der Menschen in 
Bayern hat den Wunsch, möglichst selbstbestimmt in 
vertrauter Umgebung alt zu werden. Mit zunehmendem 
Alter wächst die Anzahl der Personen, die auf Pfl ege-
leistungen angewiesen sind. Angehörige haben einen 
entscheidenden Anteil an der pfl egerischen Versorgung 
alter Menschen. Etwa 70 % aller Pfl egebedürftigen in 
Bayern wurden im Jahr 2015 zu Hause gepfl egt, fast 
die Hälfte von ihnen ausschließlich durch Angehörige. 

Als Patienten- und Pfl egebeauftragten der Bayerischen 
Staatsregierung, der ich das Amt seit Februar 2014 
wahrnehme, bin ich Ansprechpartner für die Patienten, 
Pfl egebedürftigen, deren Angehörige, aber auch für die 
professionellen Pfl egekräfte. Allein im dritten Amts-
jahr erreichten mich rund 1.100 Anfragen. Die Anzahl 
der Anfragen zu Gesundheits- und Pfl egethemen hat 
sich im Laufe meiner Amtszeit zunehmend angenähert. 
Die wachsende Bedeutung des Themas Pfl ege macht 
sich bemerkbar. 

Folgende Grundaussagen sind zu treffen, wenn man 
sich mit dem Thema Pfl ege beschäftigt: Nachhaltige 
Gesundheits- und Pfl egeversorgung muss den infor-
mierten und souveränen Menschen in den Mittelpunkt 
stellen. Die Rechte der Patienten müssen daher weiter 
gestärkt und die Pfl egeberatung qualitativ verbessert 
werden. Die sektorenübergreifende Versorgung muss 
das Zusammenspiel von Gesundheit und Pfl ege ab-
bilden und sie muss bereits auf institutioneller Ebene 
beginnen. Den Fachkräftemangel in der Pfl ege werden 
wir nur nachhaltig bekämpfen können, wenn wir alle 
Akteure einbinden. Ich habe daher einen Pfl egepakt 
Bayern gefordert, der nach neuen Lösungsansätzen 
sucht.

Pfl ege funktioniert nicht ohne pfl egende Angehörige. 
Pfl egende Angehörige sind es, die den Wunsch vieler 
Pfl egebedürftiger, nämlich so lange wie möglich in der 
eigenen Wohnung im gewohnten Umfeld verbleiben zu 
können, erfüllen. Pfl egende Angehörige sind es aber 
auch, die für ihre Pfl egebedürftigen den Weg durch den 
„Verwaltungsdschungel“ fi nden müssen.  Sie wünschen 

sich zwei Verbesserungen: eine einzige, unabhängige 
Beratungsstelle vor Ort und einen direkten Ansprech-
partner, der sie durch das Gesamtverfahren führt. 

In den letzten Jahren wurden viele bundesgesetzliche 
Regelungen geschaffen, die Entlastungsangebote 
für pfl egende Angehörige bzw. Betreuungsangebote 
für Pfl egebedürftige vorsehen. Als Stichworte seien 
genannt: Tages- und Kurzzeitpfl ege, Verhinderungs- 
und Nachtpfl ege oder Unterstützungsleistungen von 
125 Euro. 

Zentrales Anliegen des Pflegestärkungsgesetztes 
III (PSG III) ist die stärkere Verzahnung der für die 
Betreuung pfl egebedürftiger Personen zuständigen 
Leistungsträger auf kommunaler Ebene. Zum einen 
erhalten die Kommunen für die Dauer von fünf Jahren 
ein Initiativrecht für die Einrichtung von Pfl egestütz-
punkten zur wohnortnahen Beratung, Versorgung und 
Betreuung von Pfl egebedürftigen. Um deren Arbeit und 
Finanzierung abzusichern, werden die Kommunen, 
Sozialhilfeträger, sowie Kranken- und Pfl egekassen 
verpfl ichtet, Rahmenverträge zu schließen. Zum an-
deren wird durch das PSG III ein Modellkommunen-
projekt initiiert, in dessen Rahmen bundesweit bis zu 
60 Kreise oder kreisfreie Städte für die Dauer von fünf 
Jahren jene Angebote der Pfl egeberatung, die in den 
§7a, §37 Abs.3 und §45 SGB XI vorgesehen sind, aus 
einer Hand erbringen können. In Bayern würden da-
nach wohl etwa acht Modellkommunen begründet. Die 
Inhalte und Standards der Beratung bestimmen sich 
weiterhin nach dem SGB XI. Die Modellkommunen 
erhalten für die Pfl egeberatung von den Pfl egekassen 
einen fi nanziellen Ausgleich.

Neben diesen Initiativen gibt es schon seit langer Zeit 
die Seniorenpolitischen Gesamtkonzepte. Sie bilden 
seit mehr als zehn Jahren den planerischen Rahmen 
für passgenaue regionale Unterstützungsstrukturen. 
Mehrheitlich wurden zu den zukünftigen wichtigsten 
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Handlungsfelder u.a. das Wohnen zu Hause, die Un-
terstützung pfl egender Angehöriger und die integrierte 
Orts- und Entwicklungsplanung eingestuft. Das Thema 
„Betreuung und Pfl ege“ wurde auf siebter Stelle der 
dringlichen Handlungsfelder platziert. 

Unsere „Gesellschaft des langen Lebens“ bringt 
besondere Herausforderungen in der medizinischen 
und pflegerischen Versorgung der Menschen mit 
sich, insbesondere auch in den ländlichen Regionen 
Bayerns. Die entscheidenden Akteure für ein selbstbe-
stimmtes Leben und ein hohes Maß an Lebensqualität 
von Senioren auf dem Land sind die Landkreise und 
die Kommunen. Diese gestalten den demografi schen 
Wandel mit. Ausdrücklich plädiere ich daher für eine 
fl ächendeckende Beratung durch Pfl egestützpunkte. 
Pfl egestützpunkte werden von den Bürgern als seriöse, 
neutrale und kompetente Beratungsstelle angesehen. 
Nur ein profi liertes Beratungsteam kann diese sehr 
individuelle Hilfe sicherstellen. Es muss die Fähigkeit 
haben, sich einfühlend in eine komplexe, familiäre 
Hilfsbedürftigkeit hineinzuversetzen und gleichzeitig 
die Kompetenz haben, das vielfältige Versorgungsan-
gebot ziel- und passgenau vorzuschlagen. Darin müs-
sen die im Einzelfall erforderlichen Sozialleistungen 
ebenso enthalten sein, wie die gesundheitsfördernden, 

präventiven, kurativen, rehabilitativen oder sonstigen 
medizinischen sowie pfl egerischen und sozialen Hil-
fen. Vielerorts gibt es schon die unterschiedlichsten 
Beratungsangebote. Die über Jahrzehnte gewachsenen 
und etablierten wohnortnahen Beratungsstrukturen 
müssen also integriert werden, denn die dort gesam-
melte Expertise ist von unschätzbarem Wert. Ich ap-
pelliere deshalb an die Kommunen, das Initiativrecht, 
das ihnen das PSG III zuweist, auch zu nutzen.

Eine weitere Notwendigkeit sehe ich in der Vernetzung 
innerhalb der einzelnen Kommune und zwischen den 
Kommunen. Ich halte es für zielführend, zunächst 
vor Ort eine Analyse und auch Prognose der Bevöl-

kerungsstruktur und ihrer Bedarfe zu ermitteln sowie 
das gesamte Leistungsangebot festzustellen. Beim 
Leistungsangebot geht es meiner Meinung nach nicht 
nur um die klassischen Leistungen, wie ambulante 
und stationäre Pfl egeeinrichtungen; erfasst werden 
müssen auch die informellen Hilfeleistungen, wie 
die niederschwelligen Betreuungsleistungen sowie 
auch Angebote, die eher im nachbarschaftlichen oder 
kirchlichen Bereich angesiedelt sind. Ebenso gehören 
die medizinischen Einrichtungen, wie niedergelassene 
Ärzte, Krankenhäuser, Rettungsdienste und die Feuer-
wehr dazu. Und selbstverständlich geht es nicht ohne 
Bürgerbeteiligung. 

In Bayern gibt es zwischenzeitlich Regionen, in denen 
die medizinische und pfl egerische Versorgung zu wün-
schen übrig lässt – auch wenn wir im Bundesvergleich 
noch gut abschneiden. Bürger haben unterschiedliche 
Bedarfe und genau diese Bedarfe sind in einem Ange-
botsmix abzudecken. Neben den klassischen Pfl egeein-
richtungen werden oftmals Mobilitätshilfen, wie der 
Gemeindebus oder Bring- und Holdienste, vermisst. 
Aber auch präventiv aufsuchende, niederschwellige 
Angebote haben ihren Sinn. Als Stichwort seien die 
Gemeindeschwester oder die Nachbarschaftshilfen 
genannt. Diese auszubauen und zu fördern bindet das 

Ehrenamt ein und vertieft den sozialen Zusammenhalt 
innerhalb einer Kommune. Und nicht zuletzt bedarf es 
auch des Ausbaus seniorengerechter Wohnmöglich-
keiten. Neuartige Quartierskonzepte, die es erlauben, 
so lange wie möglich in der vertrauten Umgebung zu 
wohnen, aber auch im Bedarfsfall eine pfl egerische 
Versorgung sicherzustellen, sollten bei der Wohnbe-
darfsplanung mit einbezogen werden. 

Pfl ege in der Zukunft bedeutet eine gesamtgesellschaft-
liche Anstrengung. Wir alle müssen uns gemeinsam 
dieses Themas annehmen. Jeder in seinem eigenen 
Aufgabenbereich – aber immer auch mit Blick auf 
die anderen.
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Gerhard Dix
Bayerischer gemeindetag
E-Mail: gerhard.dix@bay-gemeindetag.de

Pflege im ländlichen Raum
Da kommt in absehbarer Zukunft mit rasender Ge-
schwindigkeit eine Herausforderung auf unsere Ge-
sellschaft und insbesondere auf die Gemeinden zu, 
die heute zwar schon in ihren Umrissen, aber in ihrer 
Bedeutung wohl noch nicht für alle klar erkennbar 
ist: Immer mehr pfl egebedürftige Menschen, auch 
in den ländlichen Räumen. Schätzungen gehen da-
von aus, dass sich in Deutschland die Zahl der über 
80-Jährigen von heute rund vier Millionen über 6,3 
Millionen im Jahr 2030 auf über zehn Millionen 
im Jahr 2050 erhöhen wird. Damit steigen auch die 
Risiken von altersbedingten Krankheiten und von 
Pfl egebedürftigkeit. Vermutlich leben 2060 über 4,8 
Millionen pflegebedürftige Menschen in unserem 
Land, zwei Millionen mehr als heute. Damit würde 
sich der Anteil der pfl egebedürftigen Menschen an 
der Gesamtbevölkerung von heute 3,5 Prozent auf 
sieben Prozent verdoppeln. Eine genaue Prognose wagt 
allerdings niemand, weil sich der Gesundheitszustand 
alter und hochbetagter Menschen wohl in der Zukunft 
aufgrund heutiger Lebensweise und medizinischen 
Fortschritts im Durchschnitt weiter verbessern wird. 
Doch die Tendenz eines stark steigenden Pfl egebedarfs 
ist unbestritten.

Weitere zusätzliche 50.000 Pflegekräfte
Das Statistische Bundesamt zählte im Dezember 2015 
2,86 Millionen pfl egebedürftige Menschen im Sinne 
des Pfl egeversicherungsgesetzes (SGB XI). Davon sind 
83 Prozent 65 Jahre und älter. Die überwiegende Mehr-
heit der pfl egebedürftigen Personen ist weiblich (64 
Prozent). Diese Zahlen werden sich wohl in Zukunft 
so fortsetzen. Fast drei Viertel aller Pfl egebedürftigen 
werden zu Hause versorgt (73 Prozent), überwiegend 
allein durch Angehörige. 27 Prozent werden voll sta-
tionär in Pfl egeheimen betreut.  Bei 692.000 Pfl ege-
bedürftigen, die zu Hause versorgt werden, kommen 
13.300 ambulante Pfl egedienste mit insgesamt 355.600 
Beschäftigten zum Einsatz. Um die 783.000 in 13.600 
Pfl egeheimen vollstationär versorgten Menschen küm-
mern sich 730.000 Beschäftigte, wovon 72 Prozent 
teilzeitbeschäftigt sind. 85 Prozent des Pfl egepersonals 
sind Frauen.  Mit diesen Zahlen wird deutlich, was für 
ein auch volkswirtschaftlich gesehen riesiger Markt 
entstanden ist, der in Zukunft rasant weiter anwachsen 
wird. Derzeit sind 25.000 bis 30.000 Stellen unbesetzt. 
Die Bundesregierung schätzt, dass künftig zusätzlich 
weitere 50.000 Pfl egekräfte gebraucht werden. Der 
Pfl egeberuf soll daher attraktiver, die Arbeitsbedin-
gungen verbessert und zusätzliche Kräfte im Ausland 

gewonnen werden. Darüber hinaus sollen die Aus-
zubildenden ab 2020 kein Schulgeld mehr bezahlen. 

Der Bayerische Landkreistag hat in Zusammenarbeit 
mit der Landesarbeitsgemeinschaft der öffentlichen 
und freien Wohlfahrtspfl ege in Bayern (LAG Ö/F), 
der auch der Bayerische Gemeindetag angehört, zum 
Thema „Demografi sche Herausforderung – Pfl ege 
im ländlichen Raum“ Anfang Juli in Nürnberg einen 
Fachtag durchgeführt, an der Politik, Wissenschaft und 
Praxis teilgenommen haben. 

Sektorenübergreifende Versorgung 
in gesundheit und Pflege

In seiner Begrüßung als Vorsitzender der LAG Ö/F 
machte Landrat Thomas Eichinger aus Landsberg 
auf die zunehmende Bedeutung der Pfl egesituation in 
den Kommunen aufmerksam. Schätzungen zu Folge 
werden alleine in seinem Landkreis 400 Pfl egekräfte 
fehlen, um den Bedarf zu decken. Der Patienten- und 
Pfl egebeauftragte der Bayerischen Staatsregierung, 
Hermann Imhof, MdL, berichtete über die sprunghaft 
angestiegenen Anfragen insbesondere von pfl egenden 
Angehörigen. Sie wenden sich hilfesuchend an ihn, um 
in dem Dschungel von Leistungsangeboten, Finanzie-
rungsfragen und Zuständigkeiten einen Überblick zu 
erhalten. Die Nachfrage nach Kurzzeittagespfl ege-
plätzen steige stark an, dies sei ein „Megathema“ in 
den Kommunen vor Ort.  In dieser für die Betroffenen 
und deren Angehörigen schwierigen Situation stoßen 
viele Menschen an ihre psychischen Grenzen, berich-
tete Imhof sehr betroffen. Er forderte eine Sektoren 
übergreifende Versorgung bei Gesundheit und Pfl ege. 
Die meisten Landkreise haben zwar im Rahmen der 
Erstellung der seniorenpolitischen Gesamtkonzepte 
sich hierzu schon Gedanken gemacht, jetzt gelte es 
aber fl ächendeckend Beratungsangebote anzubieten. Er 
regte darüber hinaus an, dass sich Kommunen stärker 
vernetzen, Angebote auch über das Internet veröffentli-
chen, Hol- und Bringdienste vor Ort einzurichten sowie 
das Ehrenamt in diesem Bereich stärker zu fördern. 
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„Eine fi nanzielle Unterstützung der Kommunen sei 
durch den Staat unerlässlich“, so Imhof abschließend.

Die Bayerische Staatsministerin für Gesundheit und 
Pfl ege, Melanie Huml, MdL, stellte das kürzlich im 
Kabinett verabschiedete bayerische Pfl egepaket vor. 
Es wird ein eigenes Landesamt für Pfl ege in Amberg 
geschaffen und ein Pfl egegeld in Bayern eingeführt. 
Huml forderte die Kommunen auf, Pfl egestützpunkte 
in den Landkreisen und kreisfreien Städte aufzubauen. 
Sie will hierzu den Kommunen ein zeitlich begrenztes 
Initiativrecht einräumen. Derzeit gebe es in Bayern 
eine sehr heterogene Beratungsstruktur. Die Auskünfte 
müssten allerdings überall die gleiche Qualität haben. 
In den Pfl egestützpunkten sollen die Kassen mit da-
bei sein. Die Ministerin stellte auch eine fi nanzielle 
Unterstützung des Staates in Aussicht. Entsprechende 
politische Absprachen liefen bereits. Über Umfang und 
Höhe der staatlichen Leistungen wollte die Ministerin 
noch keine detaillierte Auskunft geben. Darüber hinaus 
regte sie an, dass vor Ort Pfl egekonferenzen oder lokale 
Ausschüsse eingerichtet werden soll.

Zusammenführung von Pflege und Rehabilitation
In einem fulminanten Vortrag stellte der renommier-
te Altersforscher Prof. Dr. Andreas Kruse von der 
Universität Heidelberg das Thema pfl egebedürftige 
Menschen in einen gesamtgesellschaftlichen und ethi-
schen Kontext. Als zentrales Anliegen bezeichnete er 
die Zusammenführung von Pfl ege und Rehabilitation. 
Pfl egebedürftige wollen keine höhere Pfl egestufe, 
sondern soziale Integration und Partizipation. Der 
ältere Mensch sollte auch nicht nur als Hilfsbedürfti-
ger angesehen werden, sondern als jemand, der auch 
anderen helfen kann. 

„Sorgende gesellschaft“ als Bekenntnis zur demokratie
Im 7. Bericht zur Lage der älteren Generation in der 
Bundesrepublik Deutschland sprechen die Wissen-
schaftler von der „sorgenden Gesellschaft“. Pfl ege-
bedürftigkeit muss einen ethischen Diskurs in der 
Gesellschaft auslösen und nicht nur als eine Frage der 
Finanzierung über die Pfl egeversicherung verstanden 
werden. Als anschauliches Beispiel nannte Kruse 
die Situation eines an Parkinson Erkrankten. Dessen 
medizinischer Hilfebedarf am Tag liege bei maximal 
einer Stunde. Und was geschieht in den restlichen 23 
Stunden? Und genau hier setzt der fl ammende Appell 
des Altersforschers ein: die sorgende Gesellschaft in 
einem Akt gelebter Solidarität. Eine neue Form von 
Familien, Nachbarn, die zusammenstehen, eine örtliche 
Gemeinschaft, die sich gegenseitig unterstützt. Ganz 
im Sinne der conditio humana, ja sogar ein Bekenntnis 

zur Demokratie! Und dies in Zeiten, wo dies dringend 
notwendig ist. Welch grandioser Gedankengang und 
der glatte Gegenentwurf zu einer egoistischen und 
trennenden Gesellschaft. Also kümmern sich Famili-
enangehörige, Nachbarn, Freunde, ehrenamtlich Tätige 
in den restlichen 23 Stunden um den Parkinsonkranken 
und zeigen: „Du bist nicht vergessen, du bist nicht al-
leine“. Das ist der Kern einer sorgenden Gemeinschaft. 

Und diese Gemeinschaft lebt vor Ort in der Gemein-
de. „Den Kommunen muss man mehr Verantwortung 
übertragen im Care- und Casemanagement“, so seine 
Forderung an die Bundespolitik. Dann müssen aber 
auch dorthin die notwendigen Finanzmittel fl ießen. Zu 
beachten sei auch der Ausgleich zwischen städtischen 
und ländlichen Regionen. Grundsätzlich seien den 
Kommunen mehr Gestaltungsmöglichkeiten einzu-
räumen, eigene Sorgestrukturen aufzubauen und damit 
auch die Demokratie mit Leben zu erfüllen. „Wo aber 
Gefahr ist, wächst das Rettende auch“, zitierte Kruse 
den romantischen Lyriker Friedrich Hölderlin. 

Modellversuch townhallmeetings
Und so endete der Gerontologe mit einem eindrucks-
vollen Appell an die Verantwortlichen in der Kommu-
nalpolitik, sich noch stärker als bisher um Pfl egebe-
dürftige und deren Angehörige zu kümmern. In einem 
Modellversuch plane er nun Townhall meetings, bei 

denen man den betroffenen Menschen eine Stimme 
geben will. Was bewegt Euch, was sind Eure Sorgen?  
Die Bürgerschaft müsse sich in dieser Situation bewäh-
ren. Wegschauen gilt nicht mehr. Chronisch Kranke, 
Pfl egebedürftige und Sterbende sind ein Teil unserer 
Gemeinschaft. In der anschließenden Diskussion wur-
de Prof. Kruse gefragt, welche Kriterien er selbst bei 
der Suche nach einem geeigneten Wohnort heranziehen 
würde. Seine Antwort: Mehrgenerationenpolitik in der 
Gemeinde, attraktiver Sozial- und Kulturstandort, ak-
tive Kirchengemeinde, kooperierende Wohlfahrts-
verbände und zuletzt eine sorgende Gemeinschaft.
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Wenn ein Angehöriger pflegebe-
dürftig wird, trifft es Familien oft 
unvorbereitet. Hilflosigkeit und 
Überforderung, manchmal regel-
recht Panik sind die Reaktion. Eine 
gut erreichbare, niederschwellige 
Pfl egeberatung kann da zum retten-
den Anker werden. Zu Recht wurde 
deshalb im Rahmen des Fachtages 
von vielen Seiten (Landesregierung, 
Kommunen, Bezirke, Kranken-und 
Pflegekassen, MDK) bekräftigt, 
welch wichtige Rolle eine wohnort-
nahe, fachlich kompetente, umfas-
sende und neutrale Beratung von Pfl egebedürftigen 
und Angehörigen spielt. Wichtige Akteure bisher und 
in Zukunft sind beide: die bestehenden Pfl egestütz-
punkte und die wesentlich zahlreicheren Fachstellen 
für pfl egende Angehörige. Welche weiteren Bera-
tungsangebote bereits bestehen, soll die Standortana-
lyse von Beratungs- und Unterstützungsangeboten für 
pfl egende Angehörige, beauftragt vom bayerischen 
Gesundheitsministerium, klären. Die Ergebnisse 
sollen in 2018 vorliegen. Erklärtes Ziel der Staatsre-
gierung hierbei ist es, ein fl ächendeckendes Netz an 
Beratung und Unterstützung sicherzustellen. 

Deshalb begrüßen wir als Freie Wohlfahrtspfl ege 
Bayern die zügige Gestaltung von landesrechtlichen 
Regelungen sowie Förderprogrammen für den fl ä-
chendeckenden Ausbau von Pfl egestützpunkten unter 
Beteiligung von Kranken- und Pfl egekassen, sowie 
von Kommunen, Landkreisen, kreisfreien Städten 
und Bezirken. Die Wohlfahrtsverbände sind gerne 
bereit, sich mit ihrer ausgewiesenen Expertise zu 
pfl egefachlichen sowie leistungsrechtlichen Frage-
stellungen in die Pfl egestützpunkte einzubringen. Wir 
warnen aber eindringlich davor, Doppelstrukturen 
aufzubauen oder gar bereits bestehende, gut funk-
tionierende und angenommene Beratungsangebote 
ins Abseits zu stellen. Dies würde das wohnortnahe 
Beratungsnetz schwächen, statt es zu stärken. Insbe-
sondere haben wir hier die „Fachstellen für pfl egen-
de Angehörige“ im Blick, die über das Bayerische 
Netzwerk Pfl ege gefördert werden und sich in der 
Mehrzahl in Trägerschaft der Wohlfahrtsverbände 
befi nden. Die derzeit noch unzureichende Förderung 
des Beratungsangebotes hemmt leider den weiteren 

Ausbau der Fachstellen. Deshalb ist 
bei der bereits zugesagten Überar-
beitung der Förderrichtlinie auf die 
Stimmigkeit mit der landesrechtli-
chen Vorgabe zur Errichtung von 
Pfl egestützpunkten zu achten. Ziel 
muss es sein, die steigende Zahl 
von älteren Menschen wohnortnah 
beraten zu können. Der pfl egebe-
dürftige Mensch und seine Ange-
hörigen müssen eine leicht erreich-
bare Beratungsstelle vorfi nden und 
dürfen nicht von einer Vielzahl von 
Beratungsangeboten überfordert 

werden. Wenn mehrere Beratungsangebote bestehen, 
können diese in einem Verbund zusammengeführt 
und in gemeinsamer Trägerschaft der oben genannten 
Akteure betrieben werden.

Mit Spannung erwarten wir die von Ministerin Huml 
angekündigten Ausführungen und Empfehlungen 
für sogenannte Pfl egekonferenzen, in denen sich die 
Leistungserbringer der Pfl ege vor Ort sowie die Leis-
tungsträger austauschen, um die lokalen pfl egerischen 
Angebote besser abzustimmen und zu verstärken. 
Natürlich beteiligt sich die Freie Wohlfahrtspfl ege 
Bayern mit ihren Diensten vor Ort an den Pfl egekon-
ferenzen und bringt ihr Wissen zu den Bedarfen von 
pfl egebedürftigen Menschen und deren Angehörigen 
aktiv ein. 

An dieser Stelle muss der limitierende Faktor aller 
aufgeführten guten Absichten genannt werden: der 
Fachkraftmangel. Es fehlen bereits jetzt, nicht nur 
im ländlichen Raum, in allen Versorgungsstrukturen 
Pflegekräfte. Es muss uns gemeinsam gelingen, 
pfl egerische Versorgung, Betreuung und Beratung 
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu begreifen 
und gemeinsam Verantwortung zu übernehmen. 
Hier setzen wir große Hoffnungen auf das geplante 
Pfl egepersonal-Stärkungsgesetz sowie die Konzer-
tierte Aktion Pfl ege auf Bundesebene und erwarten 
von unseren Politikern auf Bundes- und Landesebene 
klare Aussagen zu einer zukunftsfähigen Ausgestal-
tung der Pfl egeversicherung, auch wenn dies für 
jeden einzelnen von uns mehr kosten wird. Denn 
ohne genügend Pfl egekräfte nützt auch das beste 
Beratungsnetz nichts.

Nah bei den Menschen: 
Pflegeberatung braucht ein engmaschiges netz

Michael Bammessel
Präsident diakonisches Werk Bayern

Email: bammessel@diakonie-bayern.de

Michael Bammessel
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Im Gespräch: „Pflegestützpunkte“ 
und „Sorgende Gemeinschaften“

„Pfl egestützpunkte“ und „Sorgende Gemeinschaften“ 
waren die Highlights bei einer Fachtagung „Demo-
grafi sche Herausforderung – Pfl ege im ländlichen 
Raum“; zu der der Bayerische Landkreistag und die 
Landesarbeitsgemeinschaft der öffentlichen und freien 
Wohlfahrtspfl ege in Bayern (LAG Ö/F) am 4. Juli 2018 
nach Nürnberg eingeladen hatte. 

Dass persönliche Betroffenheit ein Katalysator für 
politische Initiativen sein kann, ist längst bekannt, 
es wurde auch in Nürnberg wieder deutlich. So be-
richteten Landräte von verzweifelten Anrufen von 
Menschen, deren Angehörige plötzlich pfl egebedürftig 
geworden waren und die nun dringend nach Unter-
stützung suchten. Viele Anrufer seien völlig aufgelöst 
und hilfl os gewesen, sie hätten nicht gewusst, wohin 
sie sich wenden sollen, und dann eben im Landratsamt 
angerufen. Zwar wisse jeder, dass es Altenheime und 
Pfl egedienste in der Nähe gebe, aber einen Überblick, 
wer wann wie mit welchen Konditionen Unterstüt-
zung bieten könne, bleibe in einem wahren „Pfl ege-
Dschungel“ den meisten Menschen verborgen, und 
das gerade dann, wenn die Not und der Hilfe-Bedarf 
am größten seien. Diesem Informationsdefi zit müsse 
dringend abgeholfen werden.

kommunen sollen Pflegestützpunkte schaffen
Wie das geschehen kann, darüber war man sich in 
Nürnberg zwischen Staatsregierung, Bezirken und 
Landkreisen schnell einig. „Pfl egestützpunkte“ hieß 
das Zauberwort. Das sind Einrichtungen, die Infor-
mationen über alle möglichen pfl egerischen, medizi-
nischen, fi nanziellen und sozialen Leistungen bündeln. 
Sie bieten eine umfassende, neutrale, kostenlose und 

möglichst passgenaue Beratung zu allen Themen rund 
um die Pfl ege für alle Bürger: Welche Hilfsangebote 
gibt es in meinem Wohnort? Wie ist das mit den Kos-
ten? Soll ich eine Vorsorgevollmacht machen? Wer 
hilft mir dabei? Wo gibt es in der Nähe freie Heim-
plätze? Neu ist die Idee von Pfl egestützpunkten nicht. 
In Baden-Württemberg zum Beispiel gibt es sie seit 
Jahren fl ächendeckend in allen Landkreisen. Auch in 
Bayern hat das Sozialministerium bereits 2009 mit 
einer Allgemeinverfügung die Errichtung von bis zu 60 
Stützpunkten bestimmt, nachdem der Bund den Weg 
gesetzlich freigemacht hatte. Errichtet werden sollten 
sie in Bayern ausschließlich von den Kranken- und 
Pfl egekassen – vorrangig mit Beteiligung der Kommu-
nen. Heute aber gibt es gerade mal neun Pfl egestütz-
punkte im Freistaat in, und zwar in den Landkreisen 
Haßberge, Neuburg -Schrobenhausen, Rhön-Grabfeld, 
Roth, Schwabach und Schweinfurt sowie in Nürnberg 
und Würzburg. Warum es nur so wenige sind, darüber 
wurde in Nürnberg nicht gesprochen, man hatte die 
Zukunft im Focus. 

flankierendes förderprogramm angekündigt
Unter der Perspektive einer wohnortnahen Beratung 
und Versorgung nahm der Gesetzgeber im Pfl egestär-
kungsgesetz III die Kommunen mehr in den Blick und 
beschrieb im § 7c Abs. 6 die Errichtung von Pfl ege-
stützpunkten neu. Die Landesverbände der Pfl egekas-
sen, die Träger der Sozialhilfe und die kommunalen 
Spitzenverbände sollen auf Landesebene Rahmen-
verträge zur Arbeit und Finanzierung der Stützpunkte 
vereinbaren. Bayerns Gesundheitsministerin Melanie 
Huml unterstrich denn auch die besondere Bedeutung 
und Verantwortung der Kommunen für die allgemeine 
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Daseinsfürsorge für ihre Bürger, zu der auch die Pflege 
gehöre: „Wir wollen den Kommunen unter anderem ein 
befristetes Initiativrecht einräumen, Pflegestützpunkte 
mit den Pflege- und Krankenkassen zu errichten. Da-
mit sie möglichst flächendeckend geschaffen werden, 
werde ich mich für ein flankierendes Förderprogramm 
einsetzen.“ Das kam gut an. 

Josef Mederer, der Präsident des Bayerischen Bezirke-
tags, stimmte sofort zu und sagte, die Bezirke würden 
sich engagieren. Da sie seit März 2018 als Folge der 
Zuständigkeitsänderungen des Bundesteilhabegesetzes 
in Bayern für die gesamte Hilfe zur Pflege zuständig 
seien, sähen sie sie sich gefordert, für die umfassende 
und wettbewerbsneutrale Beratung der Pflegebedürf-
tigen und ihrer Angehörigen Verantwortung zu tragen. 
Allerdings warteten die Kommunen auf die Leitlinien 
zur Umsetzung aus dem Bayerischen Gesundheitsmi-
nisterium. Die Ministerin sagte zu, man arbeite daran 
intensiv. Auch der Präsident des Bayerischen Land-
kreistags, Christian Bernreiter, stimmte den Plänen 
zur Errichtung von Pflegestützpunkten zu, warnte aber 
davor, alles über einen Kamm zu scheren: „Bei der 
Pflege muss die Beratung passen. Zwar sind die Kom-
munen an den Bürgern am nächsten dran, das Land 
und alle im System aktiven Akteure sind bei dieser 
gesamtgesellschaftlichen Aufgabe aber mitgefordert. 
Gemeinsames Anliegen muss es mit Blick auf den 
Pflegenotstand sein, über Planung und Beratung das 
Marktgeschehen vor Ort so zu beeinflussen, dass sich 
bedarfsgerechte Versorgungsstrukturen entwickeln. 
Dies gelingt vor allem durch trägerneutrale Beratungs-
strukturen. Dabei geht es nicht um flächendeckend 
einheitliche Modelle, sondern um eine passgenaue 
Hilfe für Pflegebedürftige“. Bernreiter spielte damit auf 
die unterschiedlichen Modelle in den Landkreisen an. 
Es gebe Regionen, in denen die bisherige Struktur aus 
seniorenpolitischem Gesamtkonzept und Angehörigen-
fachberatungsstelle ausreichten. Manche Landkreise 
und kreisfreien Städte hätten dagegen den dringenden 
Wunsch, die zahlreichen Beratungsangebote unter dem 
Dach eines Pflegestützpunktes zusammenzuführen, 
um für eine Erstberatung einheitliche Ansprechpartner 
und Rufnummern zu haben. Und schließlich gebe es 
Landkreise und kreisfreie Städte, die auch mit dem 
Gedanken spielen, das Geschäft der Pflegeberatung 
ganz alleine in die Hand zunehmen.

Enge kooperation aller unabdingbar
Unabhängig von der konkreten Ausgestaltung der Be-
ratung vor Ort sei eine enge Kooperation von Kassen, 
Land, Bezirken und Landkreisen unabdingbar. Auch 
vom Patienten- und Pflegebeauftragten der Bayeri-
schen Staatsregierung, Hermann Imhof, MdL, beka-

men die kommunalen Verantwortungsträger Rücken-
deckung: „Die Kommunen können es am besten, wenn 
sie die entsprechende Unterstützung bekommen.“ Die 
sagte Melanie Huml zu: Damit die Pflegestützpunkte 
möglichst flächendeckend geschaffen werden, will sie 
sich für ein flankierendes Förderprogramm einsetzen. 

Diakonie-Präsident Michael Bammessel, Vorsitzender 
der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege, sagte, die bereits bestehenden und vorwiegend 
von den Wohlfahrtsverbänden betriebenen Fach-
stellen für pflegende Angehörigen würden sehr gut 
angenommen und dürften auf keinen Fall Opfer des 
Ausbaus der Pflegestützpunkte werden. Die Fachstel-
len hätten schon heute keine ausreichende öffentliche 
Finanzierung. Sicher würden die Fachstellen gut mit 
den Pflegestützpunkten gut zusammenarbeiten. Die 
Vertreterinnen der Kranken- und Pflegekassen, NN 
(BKK Bayern), und des Medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung, Dr. Ottilie Randzio, konnten 
sich mit der Verlagerung der Zuständigkeit für die 
Pflegestützpunkte von den Kassen zu den Kommunen 
anfreunden, verwiesen aber auch auf die hohe Bera-
tungskompetenz ihrer eigenen Organisationen. Der Co-
burger Oberbürgermeister Norbert Tessmer berichtete 
begeistert vom 2010 gegründeten Pflegestützpunkt in 
seiner Stadt. 2017 kam es dort zu 740 Beratungsgesprä-
chen. In Baden-Württemberg arbeiten die von Kassen 
und Kommunen getragenen Stützpunkte mit allen 
Institutionen zusammen, die im Bereich Senioren und 
Pflege tätig sind, also Wohlfahrtsverbänden, privaten 
Trägern, Pflegedienste, Heime, Nachbarschaftshilfen, 
Ärzten und Kliniken, Gruppen Ehrenamtlicher und 
Selbsthilfegruppen, Kirchen. Die Kosten werden 
gedrittelt zwischen Krankenkassen, Pflegekassen 
und dem jeweiligen Landkreis, ein Modell, das sich 
Mederer auch für Bayern wünschte. Die Nachfrage 
nach Beratung steigt von Jahr zu Jahr, 2017 hatte zum 
Beispiel der Pflegestützpunkt im Schwarzwald-Baar-
Kreis über 4.000 Kontakte. 

Wirksame Angebote im ländlichen Raum
Pflegestützpunkte können helfen, einen verlässlichen 
Weg durch die Vielzahl der Angebote und die gesetzli-
chen Grundlagen der Pflege zu finden. Eine gute Pflege 
garantieren können sie aber nicht. Denn sie bieten und 
organisieren ja keine unmittelbare Pflege, sie informie-
ren und beraten vielmehr träger- und wettbewerbsneu-
tral, wo es welche Hilfen gibt. Das ist viel, aber nicht 
alles, um die Pflegesituation zu entschärfen. Denn diese 
wird gerade auf dem Land immer dramatischer. Minis-
terin Huml: „Die Zahl der Menschen mit Pflegebedarf 
steigt. Für ländliche Gebiete bedeutet das besondere 
Herausforderungen, denn viele junge Leute ziehen zur 
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Ausbildung oder zur Arbeit in die Ballungszentren - und 
die Elterngeneration bleibt zurück. Wir brauchen des-
halb auf dem Land Angebote vor Ort, die Unterstützung 
und Pfl ege leisten können.“ Ihr Ministerium hat 2018 
eine ganzes Pfl ege-Paket für Bayern auf den Weg ge-
bracht: das Landespfl egegeld für die Pfl egebedürftigen, 
ein Investitionskostenförderungsprogramm für neue 
Pfl egeplätze und ein Fünf-Millionen-Euro-Programm 
für insgesamt mindestens 500 neue Kurzzeitpfl ege-
Plätze. In Landkreisen und kreisfreien Städten sollen 
regionale Ausschüsse, sogenannte Pfl egekonferenzen 
entstehen, in denen sich die Akteure der Pfl ege vor Ort 
und Vertreter der Landesverbände der Pfl egekassen 
zusammenfi nden, um die örtliche Pfl egeinfrastruktur 
und Versorgung besser abzustimmen und weiterzu-
entwickeln. Außerdem will Huml einen sektorenüber-
greifenden Landespflegeausschuss einrichten, der 
Fragen der Zusammenarbeit in der pfl egerischen und 
medizinischen Versorgung mit berät. In Amberg gibt 
es ein neues Landesamt für Pfl ege. 

Die Ministerin abschießend: „Der Mix aus verschiede-
nen Angeboten sichert auch zukünftig eine hochwertige 
Pfl ege und ausreichende Kapazitäten. Prioritär geför-
dert werden sollen in diesem Zusammenhang solche 
Pfl egeeinrichtungen, die neue Konzepte entwickeln 
und sich beispielsweise in die Wohnquartiere öffnen. 
Hierzu wollen wir attraktive Anreize schaffen.“

Sorgende gemeinschaften
Mehrfach wurde bei der Tagung angesprochen, dass 
die Situation der Pfl egebedürftigen immer prekärer 
werde. Wenn man realistisch denke, dann könne man 
sich angesichts eines überregionalen, ja weltweiten 
Arbeitsmarktes nicht mehr wie in der Vergangenheit 
auf die eigene Familie als Pfl egende verlassen. 

Pfl egedienste könnten die betroffenen Menschen 
in der Regel nur für eine Stunde am Tag versorgen, 
rechnete der Heidelberger Gerontologe Professor 
Dr. Andreas Kruse vor. Und dann? fragte er. Dass 
pfl egende Angehörige durch die jahrelange Pfl ege 
erschöpft sind, ist bekannt. Ihre Entlastung durch 
„Urlaub von der Pfl ege“ sei nötig. Aber gibt es künf-
tig überhaupt noch genügend pfl egende Angehörige 
oder leben Kinder und Enkel nicht arbeitsbedingt 
längst woanders und können Opa und Oma, Vater 
und Mutter gar nicht mehr pfl egen? Landrat Tho-
mas Eichinger, der Vorsitzende der LAG Ö/F ist 
zwar erst Mitte 40, aber er erzählte, genau darüber 
hätten sie in seiner Familie erst jüngst gesprochen 
und noch keine plausible Lösung gefunden. Außer-
dem sei Pfl ege keine Sache des Alters, jeder könne 

jederzeit pfl egebedürftig werden. Hier brachte der 
Heidelberger Professor das Konzept der „Sorgenden 
Gemeinschaft“ ins Spiel. „Jeder trage der anderen 
Last, zitierte er den biblischen Galaterbrief. Dieses 
Bewusstsein und seine praktische Umsetzung in den 
Alltag sei eine ethische, soziale und demokratische 
Notwendigkeit heute umd in der Zukunft, um den 
Bruch der familiären Strukturen aufzufangen. Eine 
Sorgende Gemeinschaft setze sich aus professionell 
tätigen Pfl egenden, Familienangehörigen, Nachbarn 
und bürgerschaftlich Pfl egenden zusammen – im Sin-
ne einer „geteilten Verantwortung“. „Der zu Pfl egende 
soll merken: Du bist nicht allein“, sagte Kruse. Ein 
solches Modell sei nicht ganz neu, es habe sich schon 
in vielen Kommunen und Landkreisen etabliert und 
bewährt. Kruse wusste auch Rat, wie man zugleich 
die Lebensqualität der Pfl egebedürftigen verbessern 
und den Mangel an Pfl egekräften verringern könne, 
nämlich durch eine Verstärkung der Rehabilitation. 
Denn durch deren positive Wirkungen gewännen die 
Pfl egebedürftigen ein Stück ihrer Autonomie zurück, 
und die Pfl egekräfte kämen ihrer ursprünglichen 
Motivation für den Pfl egeberuf näher, nämlich eine 
ganzheitliche Pfl ege leisten zu können.

Wie willst du gepflegt werden?
In vier Workshops wurden die anstehenden Herausfor-
derungen vertieft. Auch hier gab es ein Zauberwort, 
das überall auftauchte: Kooperation aller beteiligten 
Organisationen und Institutionen. Und auch darü-
ber waren sich alle einig: Pfl ege muss endlich ein 
integraler Teil der kommunalen Aufgaben und der 
Zivilgesellschaft gleichermaßen werden. Mangelnde 
Wertschätzung der Pfl egekräfte und immer neue poli-
tische Versuche der Effi zienzsteigerung in der Pfl ege 
müssten ein Ende haben, in den Vordergrund müssten 
die Würde der Pfl egebedürftigen und die Schaffung 
von positiven Rahmenbedingungen für die Pfl egenden 
nicht nur in der von allen beschworenen Theorie, son-
dern in der alltäglichen Praxis treten. „Wie willst du 
es haben, wenn du pfl egebedürftig bist?“ Diese sehr 
persönliche Frage müsse im Zentrum bei allen 
Entscheidern sein. 

Dr. Bernd Hein
diplom-theologe, diplom-Soziologe
Email: bernhardhn@aol.com
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Beratung und Begleitung 
Pflegebedürftiger und ihrer Angehörigen

Ausgangssituation:
Durch das Bayerische Teilhabegesetz I (BayTHG I) 
vom 9. Januar 2018 wurde die Zuständigkeit für die 
ambulante Hilfe zur Pfl ege ab 1. März 2018 von den 
Landkreisen und kreisfreien Städten auf die baye-
rischen Bezirke übertragen. Von der Möglichkeit, 
die Hilfe bis 31. Dezember 2018 auf die örtlichen 
Sozialhilfeträger zu delegieren, um die notwendigen 
Vorbereitungen für die Übernahme der Hilfen treffen 
zu können, haben die Bezirke (in unterschiedlichem 
Umfang) Gebrauch gemacht. Für die Grundsicherung 
und die Hilfe zum Lebensunterhalt sowie für die ambu-
lante Altenhilfe bleiben die Landkreise und kreisfreien 
Städte weiterhin zuständig, wenn und solange nicht 
gleichzeitig Eingliederungshilfe oder Hilfe zur Pfl ege 
zu leisten ist. In diesen Fällen sind die Bezirke für alle 
gleichzeitig zu erbringenden Leistungen zuständig. 

Insbesondere im Hinblick auf die erforderliche Unter-
stützung älterer Menschen, die alters- und/oder pfl ege-
bedingt mit ihrer täglichen Lebensführung überfordert 
sind, kommen durch die Zuständigkeitsänderungen 
des BayTHG I neue Herausforderungen auf die Be-
zirke zu. Weder der ältere Mensch selbst, noch seine 
Angehörigen wissen in der Regel, welche Leistungen 
der Sozialhilfe benötigt werden, ob ein Verbleib in 
der eigenen Wohnung möglich ist und welche Leis-
tungen (der Kranken- und Pfl egekassen und/oder der 
Sozialhilfe) dafür notwendig und möglich sind. Hier 
ist eine Beratung, nicht selten in der eigenen Woh-
nung, erforderlich, um eine für die Betroffenen und 
ihre Angehörigen gute Lösung zu fi nden. Diese wird 
häufi g die Ermöglichung des gewünschten Verbleibs 

in der eigenen Wohnung sein. Bei Einbeziehung des 
familiären und nachbarschaftlichen Umfelds können 
so unter Umständen sogar sonst erforderliche Sozial-
leistungen eingespart oder nur in geringerem Umfang 
erforderlich werden. Eine gute Beratung zu einem 
möglichst frühen Zeitpunkt leistet damit einen wich-
tigen Beitrag, um einerseits den betroffenen Menschen 
ein für sie bestmögliches Hilfsangebot machen zu 
können, andererseits aber auch, um nicht notwendige 
Kosten zu vermeiden. Diese Beratung wurde bisher 
für den Bereich der Sozialhilfe von den Landkreisen 
und kreisfreien Städten im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
für die ambulante Hilfe zur Pfl ege und die Altenhilfe 
geleistet. Außerdem beraten u.a. die „Fachstellen für 
pfl egende Angehörige“ und die Pfl egekassen.

umfassende Beratung „unter einem dach“
Aufgrund des Zuständigkeitswechsels für die am-
bulante Pfl ege von den Landkreisen und kreisfreien 
Städten zu den Bezirken als die nun für die Hilfe zur 
Pfl ege umfassend zuständigen Sozialhilfeträger sind 
auch diese gefordert, die bisherige Beratungsqualität 
weiter sicherzustellen bzw. weiter zu verbessern. Da-
bei ist es nicht im Interesse der Betroffenen und Ihrer 
Angehörigen, wenn Pfl egekassen, Landkreise und 
kreisfreie Städte sowie die Bezirke jeweils abgegrenzt 
nur für ihren Zuständigkeitsbereich und zusätzlich 
etwa die Fachstellen für pfl egende Angehörige bera-
ten. Aufgrund der häufi g komplexen Bedarfssituation, 
in der in der Regel nicht von Anfang an klar ist, welche 
Leistungen von welchem Leistungsträger möglich und 
notwendig sind, ist eine Zusammenarbeit und Koordi-
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nation bei der Beratung zwischen den möglichen Leis-
tungsträgern für die Betroffenen besonders wichtig.
Für die hilfebedürftigen Menschen und deren Ange-
hörige wäre es außerdem sehr hilfreich, wenn es im 
Bedarfsfall eine Stelle gäbe, die als erster Ansprech-
partner für alle zu klärenden Fragen zur Verfügung 
stünde.

Die Errichtung eines gemeinsamen Pfl egestützpunktes 
bietet die Möglichkeit, die Beratung von Landkrei-
sen, kreisfreien Städten, Pfl egekassen und Bezirken 
gemeinsam und als ein Ansprechpartner für die Rat-
suchenden anzubieten. Bisher gibt es in Bayern davon 
allerdings nur neun. Das Pfl egestärkungsgesetz III 
(PSG III) gibt den Bezirken sowie den Landkreisen 
und kreisfreien Städten bis zum 31. Dezember 2021 ein 
Initiativrecht zur Einrichtung von Pfl egestützpunkten, 
wenn das Land dies bestimmt.

Die vom Bayerischen Landtag eingesetzte Enquete-
Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse in 
ganz Bayern“ weist in ihrem Bericht, den sie am 30. 
Januar dieses Jahres dem Plenum des Bayerischen 
Landtags vorlegte, darauf hin, dass die Evaluation der 
vom Bundesministerium für Gesundheit defi nierten 
Pfl egestützpunkte, von denen in der Bundesrepublik 
aktuell über 550 existieren, nicht nur deutlich den 
Nutzen für Patienten und Angehörige zeige, sondern 
auch die Vorteile für die Leistungserbringer, die eine 
verbesserte Koordination und Abstimmung der An-
gebote mit sich bringen. Eine fl ächendeckende Aus-
weitung niederschwelliger und zugehend gestalteter 
Angebote sei auch im ländlichen Raum daher mehr 
als wünschenswert.

Der Bayerische Bezirketag befürwortet von den 
Möglichkeiten, die das PSG III zur Ausgestaltung der 
Beratung der Pfl egebedürftigen und ihrer Angehörigen 
bietet, die bayernweit fl ächendeckende Errichtung 
von Pfl egestützpunkten. Dafür sprechen insbesondere 
folgende Gründe:

 n In den Pfl egestützpunkten arbeiten alle beteiligten 
Leistungsträger (einschließlich der Krankenkassen) 
zusammen. 

 n Sie stellen eine umfassende und unabhängige Be-
ratung sicher.

 n Sie koordinieren alle für die wohnortnahe Ver-
sorgung und Betreuung in Betracht kommenden 
gesundheitsfördernden, präventiven, kurativen, 
rehabilitativen und sonstigen medizinischen sowie 
pfl egerischen und sozialen Hilfs- und Unterstüt-
zungsangebote einschließlich der Hilfestellung bei 
der Inanspruchnahme von Leistungen.

 n Sie vernetzen aufeinander abgestimmte pfl egeri-

sche und soziale Versorgungs- und Betreuungs-
aufgaben.

 n Es besteht die Möglichkeit, die Fachstellen für 
pfl egende Angehörige, Mitglieder von Selbsthil-
fegruppen sowie ehrenamtliche und sonstige zum 
bürgerschaftlichen Engagement bereite Personen 
und Organisationen in die Tätigkeit der Pfl egestütz-
punkte einzubinden und damit eine umfassende 
„Beratung unter einem Dach“ anzubieten. 

 n Die Bezirke können die Beratung auf Ihre Leistun-
gen der Eingliederungshilfe ausweiten.

Deshalb appelliere ich an die bayerischen Landkreise 
und kreisfreien Städte, gemeinsam mit den Bezirken 
die Initiative zum Aufbau bayernweit fl ächendeckender 
Pfl egestützpunkte zu ergreifen.

Auf bewährte Beratungsstrukturen aufbauen
Bei der Entscheidung, wie die Beratung nach Über-
nahme der Zuständigkeit für die ambulante Pfl ege 
durch die Bezirke ausgestaltet werden soll, sind be-
stehende Strukturen ebenso zu berücksichtigen wie 
die Pläne des örtlichen Sozialhilfeträgers, wie er sich 
in diesem Bereich künftig einbringen will. Soweit 
bestehende Beratungsangebote bei der Bevölkerung 
etabliert sind und sich bewährt haben, sollte auch die 
Möglichkeit einer Fortführung und gegebenenfalls 
weiteren Optimierung des Angebots, z. B. im Rahmen 
einer Kooperationsvereinbarung mit dem örtlichen 
Sozialhilfeträger, geprüft werden.

gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
erfordert gemeinsame finanzierung

Die Beratung älterer pfl egebedürftiger Menschen und 
ihrer Angehörigen in einer komplexen Lebenssituation 
ist gerade in einer älter werdenden Gesellschaft eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Der Bayerische 
Bezirketag sieht deshalb bei der Finanzierung der 
Pfl egestützpunkte neben den Kranken- und Pfl egekas-
sen sowie der kommunalen Seite, die sich daran mit 
je einem Drittel zu gleichen Teilen beteiligen sollten, 
auch den Freistaat in der Verantwortung einen ange-
messenen Beitrag zur Finanzierung zu leisten.
auch den Freistaat in der Verantwortung einen ange-
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Pflegestärkungsgesetz III - 
Grenzen der kommunalen Steuerung
Der Hilfebedarf älterer Menschen beginnt im Kleinen 
und Alltäglichen: Hilfen beim Einkaufen, Unterstüt-
zung bei der Hausordnung und Begleitung bei Arzt-
fahrten tragen dazu bei, den gewohnten Alltag älterer 
Menschen und ihr Leben in der gewohnten Umgebung 
auch bei Hilfebedarf fortzuführen. 

In erster Linie leisten Familienangehörige, in vielen 
Fällen auch Freunde, Bekannte und Nachbarn die 
notwendige Unterstützung und stehen zur Verfügung, 
wenn der Hilfebedarf weiter wächst und größere 
oder chronische Erkrankungen hinzukommen. Wenn 
Familienangehörige immer häufiger nicht direkt 
vor Ort oder in unmittelbarer Umgebung der Älte-
ren leben, werden bei größerem und regelmäßigem 
Hilfebedarf und bei beginnender Pfl egebedürftigkeit 
schnell professionelle Hilfeleistungen notwendig. In 
den seltensten Fällen haben die Familien sich jedoch 
rechtzeitig über mögliche Hilfen und die Vielfalt 
der Angebote informiert. Beratung wird gebraucht, 
aber allein die Vielzahl möglicher Beratungsstel-
len verwirrt. Wenn zusätzlich noch Leistungen der 
Pfl egeversicherung hinzukommen, wird die Vielfalt 
der Leistungen noch unübersichtlicher. Bereits die 
Beantragung des Pfl egegrades stellt hohe Hürden. 
Pfl egeversicherungsleistungen, wie niederschwellige 
Betreuungsangebote, Entlastungsleistungen, Tages-
pfl ege oder Kurzzeitpfl ege bilden echte Hindernisse 
und setzen Expertenwissen voraus. 

Stärkung der kommunen
Es wundert also nicht, dass zwischenzeitlich der 
Gesetzgeber auf der Bundesebene mit dem PSG III 
reagiert: Die Kommunen gewinnen durch das PSG 
III eine zentrale Rolle bei der Beratung von Pfl egebe-
dürftigen und Menschen mit Behinderung. Sie steuern 
und koordinieren die Beratungsangebote in ihrem 
Stadt- oder Kreisgebiet und erhalten das Recht, neue 
Pfl egestützpunkte für Hilfesuchende zu gründen. Die 
Bundesregierung wollte die Kommunen bei der Orga-
nisation von Beratungs-, Pfl ege- und Betreuungsange-
boten vor Ort mit mehr Kompetenzen ausstatten. Dazu 
sollen die Kommunen regionale Pfl egeausschüsse und 
sektorenübergreifende Pfl egekonferenzen gemeinsam 
mit den Trägern der Pfl ege, den Sozialhilfeträgern 
und Pfl egekassen bilden. Diese Ausschüsse geben 
Empfehlungen zur Verbesserung der pfl egerischen 

Infrastruktur und gestalten die Weiterentwicklung 
der Versorgungsstrukturen. Modellkommunen sollen 
erproben, wie die vielfältigen Beratungsangebote der 
Altenhilfe und zur Pfl ege sowie zur Eingliederungshil-
fe besser koordiniert werden können und welche regi-
onalen Kooperationen sinnvoll sind. Die Kommunen 
können darüber hinaus selbst als Leistungsanbieter der 
Pfl egeversicherung auftreten und eigene Beratungsstel-
len durch qualifi ziertes Personal aufbauen sowie sich 
am Auf- und Ausbau von landesrechtlich anerkannten 
Angeboten zur Unterstützung im Alltag im Sinne des 
§ 45a SGB XI, beteiligen.

Pflegefachkraftmangel setzt grenzen 
Die Bundes- und Landesregierung, aber auch die 
Kommunen haben bei der Umsetzung des Pfl egestär-
kungsgesetzes III bisher jedoch den zwischenzeitlich 
fl ächendeckend vorhandenen Pfl egefachkraftmangel, 
der sich zum echten „Pfl egenotstand“ entwickelt, 
nicht ausreichend in den Blick genommen: Das BRK 
warnt, dass zwischenzeitlich sowohl in der stationären 
Altenpfl ege als auch in der ambulanten pfl egerischen 
Versorgung bereits jetzt Versorgungsengpässe auf-
treten und Versorgungslücken entstehen: Ambulante 
Pfl egedienste können die Versorgung neuer Patienten 
wegen fehlender Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
zum Teil erst mit erheblicher Verzögerung aufnehmen; 
in stationären Pfl egeeinrichtungen bleiben immer 
öfter - trotz langer Wartelisten - Plätze leer, weil Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter für die Versorgung und 
Pfl ege von Bewohnern fehlen. Pfl egende Angehörige 
haben, wegen des Personalmangels bei den Trägern 
Mühe, zu ihrer zeitweisen Entlastung entsprechen-
de Tagespfl egeplätze oder Kurzzeitpfl egeplätze zu 
fi nden.
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Mehrfach- und doppelstrukturen vermeiden – 
Pflegefachkraftmangel regional bekämpfen

Die Kommunen sollten bei der Umsetzung des PSG 
III deshalb besonders den regionalen Pflegefach-
kraftmangel in ihren Blick nehmen. Die regionalen 
Pfl egekonferenzen planen am Bedarf vorbei, wenn 
neue, zusätzliche Beratungsstrukturen entstehen 
und weitere Angebote, Dienste und Einrichtungen 
empfohlen werden; denn den Beratungsstellen, den 
Diensten und neuen Einrichtungen fehlen zukünftig 
schlicht die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die 
Träger in den Ballungsräumen “kannibalisieren“ sich 
zwischenzeitlich bereits untereinander: Abwerbe- und 
Antrittsprämien sind an der Tagesordnung.

Das BRK fordert die Kommunen deshalb auf, in ihren 
regionalen Pfl egekonferenzen gemeinsam mit den 
Verbänden der freien Wohlfahrtspfl ege 

 n für starke fl ächendeckende regionale Netze und 
Kooperationen für Aus-, Fort- und Weiterbildung 
bei den Pfl egeberufen einzutreten, um vor Ort 
möglichst viele Interessierte für die Pfl egeberufe zu 
gewinnen und bereits Beschäftigte durch attraktive 
Lebensbedingungen in der Region zu halten;

 n Pflegekräften bezahlbaren Wohnraum bereit-
zustellen sowie für eine attraktive kommunale 
Infrastruktur (bspw. Kinderbetreuung, Schulen) 
zu sorgen, bzw. besonders in den ÖPNV zu in-
vestieren;

 n den bereits beschäftigten Pfle-
gekräften ein dichtes Netz an 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
vor Ort anzubieten, welche die 
Schichtzeiten in den Betrieben 
abdecken. Pfl egekräfte brauchen 
zusätzlich regionale Unterstüt-
zung bei der Versorgung, Betreu-
ung und Pfl ege eigener hilfe- und 
pflegebedürftiger Angehöriger, 
damit sie weiter berufstätig blei-
ben können;

 n regional für ein positives Image 
aller Pfl egeberufe zu werben und 
die Durchlässigkeit der verschie-
denen Sektoren für die Beschäftig-
ten zu fördern: die Beschäftigung 
in den Tagespfl egeeinrichtungen 
kann für Pfl egekräfte eine Alter-
native sein, um den Belastungen 
des Schichtdienstes entgegenzu-
wirken;

 n sich gemeinsam mit den regionalen Pfl egeeinrich-
tungen um funktionierende Kooperationen mit den 
regionalen Haus- und Fachärzten zu kümmern, 
nachdem von der Erreichbarkeit der Ärzte die 
Arbeitsbelastung der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter abhängt;

 n für die regionale Förderung eines Case Manage-
ments einzusetzen, damit hilfe- und pfl egebedürf-
tige Menschen über eine fachlich qualifi zierte, 
direkte individuelle Beratung die tatsächlich be-
nötigten Hilfen erhalten;

 n sich regional für den Auf- und Ausbau der palli-
ativen und hospizlichen Versorgung einzusetzen, 
da deren Kompetenzen auch auf die Dienste und 
Einrichtungen der Altenpfl ege vor Ort ausstrahlen;

 n sich um ein dichtes Netz an ehrenamtlichen Helfern 
und bürgerschaftlich Engagierten zu bemühen, 
damit professionell Pfl egende entlastet werden;

 n vermehrt dichte kommunale „Versorgungsketten“ 
für alle wechselnden Bedarfe älterer und pfl ege-
bedürftiger Menschen zu schaffen, um die beste-
henden Versorgungsformen und Dienstleistungen 
optimal miteinander zu vernetzen;

 n den regionalen Ausbau der Digitalisierung für eine 
sinnvolle, qualitativ hohe und ethisch vertretbare 
Unterstützung für hilfe- und pfl egebedürftige Men-
schen, deren Angehörige und der professionellen 
Pfl egekräfte zu fördern.
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Strukturen und umsetzung der Pflegestützpunkte in 
Baden-Württemberg am Beispiel des Schwarzwald-Baar-kreises

Jürgen Stach (Foto), Sozialdezernent des Schwarz-
wald-Baar-Kreises und Johanna Wetzel, Leiterin des 
dortigen Pfl egestützpunktes, stellten den Aufbau von 
Pfl egestützpunkten in Baden-Württemberg im Allge-
mein und die Arbeit des Pfl egestützpunktes des Land-
kreises Schwarzwald-Baar-Kreis im Besonderen dar. 
Seit 2010 sind in Baden-Württemberg 60 Pfl egestütz-
punkte entstanden. Grundlage ist eine Kooperations-
vereinbarung. Danach haben Landkreise das „Erst-
zugriffsrecht“ auf einen Pfl egestützpunkt. Wenn ein 
Landkreis einen Pfl egestützpunkt einrichten möchte, 
kann die Pfl egekasse keinen eigenständigen Pfl ege-
stützpunkt schaffen. Die Kosten werden in Baden-
Württemberg zwischen Kranken- und Pfl egekassen 
sowie Landkreisen gedrittelt. Je Pflegestützpunkt 
werden in der Regel 1,5 Stellen veranschlagt.

Ziel der Kommunen ist, durch Beratung frühzeitig 
steuernd auf das Leistungsgeschehen Einfl uss nehmen 
und damit Risiken für die Träger der Sozialhilfe kal-
kulierbarer zu machen. Die Lösung der kommunalen 
Gestaltungsaufgaben bedarf Fachlichkeit und Vertrau-
en, das am besten auf kommunaler Ebene entsteht. 
Der Pfl egestützpunkt bietet Pfl egeberatung und weiter-
gehende Informationen an und vernetzt die unterschied-
lichen Kooperationspartner und Akteure im Landkreis. 
Seit 2010 ist sowohl die Zahl der Kontakte (2017: 
4.014, 2010: 460) als auch der Beratungen (2017: 
1.530, 2010: 172) stetig gestiegen. Die häufi gsten 
Fragen richten sich auf Leistungsanbieter, Leistungen 
der Pfl egeversicherung und die häusliche Versorgung. 
Daneben engagiert sich der Pfl egestützpunkt in der 
regionalen Netzwerkarbeit. Der Pfl egestützpunkt soll 
neutral, kostenlos, frühzeitig und umfassend beraten.

Die nachfolgende Diskussion befasste sich im Wesent-
lichen mit folgenden Fragen:

1. Kostendeckung. Nach der Kooperationsverein-
barung werden pro Pfl egestützpunkt 1,5 Stellen 
zu Dritteln von Krankenkassen, Pflegekassen 
und Kommune fi nanziert. Die Kosten werden mit 
insgesamt 84.000 Euro veranschlagt, so dass die 
Kommune ein Anteil von 28.000 Euro verbleibt. 
Nach einhelliger Einschätzung reicht dieser Betrag 
nicht aus, um den Pfl egestützpunkt zu unterhalten. 
Die Erfahrungen in Baden-Württemberg zeigen, 
dass die tatsächlichen Kosten über dem kalkulierten 
Betrag liegen, ein Pfl egestützpunkt der Kommune 
an andere Stelle Kosten erspare.

2. Kooperation mit Pfl egekassen. Der Pfl egestütz-
punkt in Baden-Württemberg wird durch die Kom-
mune betrieben. Die Kassen fi nanzieren, beteiligen 
sich aber im Regelfall nicht mit eigenem Personal. 
Neben der Vernetzung durch den Pfl egestützpunkt 
besteht die Pfl egeberatung der Pfl egekassen neben 
der Beratung durch den Pflegestützpunkt. Ein 
Datenaustausch zwischen Kassen und Kommune 
fi ndet nicht statt. Nach Einschätzung von Herrn 
Stach habe sich in der praktischen Arbeit schnell 
eine Arbeitsteilung und ein Weg der Kommunika-
tion eingespielt.

3. Steuerung. Es gibt in Baden-Württemberg eine 
Landesarbeitsgemeinschaft Pflegestützpunkte, 
in der die Kranken- und Pfl egekassen sowie die 
Kommunalen Spitzenverbände vertreten sind. Das 
baden-württembergische Sozialministerium ist 
beratend beteiligt. Die Rahmenbedingungen für 
Pfl egestützpunkte werden in der Landesarbeitsge-
meinschaft im Rahmen einer Kooperationsverein-
barung vereinbart.

Fazit: Pflegestützpunkte bieten eine gute Mög-
lichkeit, unter Berücksichtigung der regionalen 
Gegebenheiten frühzeitig zu Versorgungsfragen 
und Leistungen zu beraten und steuernd wirksam 
zu werden. Die Erfahrungen in Baden-Württemberg 
deuten darauf hin, dass Kooperation durch eine ent-
sprechende Praxis entsteht.

Referent des Workshop I: Jürgen Stach, 
Sozialdezernent Schwarzwald-Baar-Kreis 

Dr. Bernhard Opolony
Bayerisches Staatsministerium für gesundheit und Pflege
Email: Bernhard.opolony@stmgp.bayern.de

Moderator
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Welche Möglichkeiten zur Entwicklung der Versorgungsstrukturen 
bieten sich auf der grundlage des SgB Xi?

Workshop II

Katja Streppel-Molitor, Ministerialrätin 
Bayerisches Staatsministerium für gesundheit und Pflege
Leiterin des Referats „grundsatzangelegenheiten der 
Abteilung, Pflege und Pflegeversicherung“ und stellvertretende 
Abteilungsleiterin der Abteilung Pflege
Email: katja.streppel-molitor@stmgp.bayern.de

Zur Beleuchtung der Steuerungsmöglichkeiten der be-
stehenden Strukturen wurden die möglichen regionalen 
Pfl egeausschüsse, sogenannte Pfl egekonferenzen, und 
Pfl egestrukturplanungsempfehlungen in den Blick 
genommen. Die Umsetzung dieser durch das Dritte 
Pfl egestärkungsgesetz ermöglichten Instrumente in 
Landesrecht erfolgt derzeit durch das StMGP. Der 
Workshop hat sich insbesondere mit der Frage beschäf-
tigt, wie die Ausgestaltung bzw. Umsetzung für Bayern 
auch im Hinblick auf die bestehenden Seniorenpoliti-
schen Gesamtkonzepte aussehen kann.

Es zeigt sich, dass Pfl egekonferenzen durchaus als 
Chance wahrgenommen werden. Pfl egekonferenzen 
können in Zukunft durch Landkreise und kreisfreie 
Städte genutzt werden, um die im Rahmen ihrer Se-
niorenpolitischen Gesamtkonzepte in Bezug auf die 
pfl egerische Versorgung der Bevölkerung verfolgten 
Ziele insbesondere mit den Pfl egekassen abzustimmen 
und deren Umsetzung voranzutreiben. Empfehlungen 
zur Sicherstellung der pfl egerischen Infrastruktur (Pfl e-
gestrukturplanungsempfehlungen) in der Region können 
neben den bestehenden Seniorenpolitischen Gesamtkon-
zepten beschlossen werden. Die Pfl egekassen stellen 
hierfür erforderliche Angaben bereit und berichten in 
den Pfl egekonferenzen insbesondere darüber, inwie-
weit diese Empfehlungen bei der Aufgabenerfüllung 
berücksichtigt wurden. Die Pfl egekonferenzen werden 
bei der Erstellung und Fortschreibung von Pfl egestruk-
turplanungsempfehlungen auch die jeweiligen Senioren-
politischen Gesamtkonzepte zu berücksichtigen haben. 

Umgekehrt ist es natürlich auch angezeigt, zukünftige 
Pfl egestrukturplanungsempfehlungen im Rahmen der 
Seniorenpolitischen Gesamtkonzepte im Sinne einer 
wechselseitigen Einbeziehung zu berücksichtigen. 

Die Landkreise und kreisfreien Gemeinden haben die 
Pfl icht, darauf hinzuwirken, dass bedarfsgerechte Ver-
sorgungsstrukturen zur Verfügung stehen (Art. 71-73 
AGSG). Die Pfl egekassen sind für die Sicherstellung 
der pfl egerischen Versorgung ihrer Versicherten verant-
wortlich (§ 12 Abs. 1 S. 1 SGB XI). Vor diesem Hin-
tergrund liegt es auf der Hand, dass die Abstimmung 
von Landkreisen und kreisfreien Gemeinden sowie 
Pfl egekassen über die Sicherstellung der pfl egerischen 
Infrastruktur vor Ort im Sinne aller Beteiligten ist. 

Neben Instrumenten zur Steuerung der Strukturen 
bietet das Pfl egeversicherungsgesetz Möglichkeiten 
zur Entwicklung neuer Strukturen. So werden z.B. auf 
der Grundlage von § 45c SGB XI durch das StMGP 
und die soziale und private Pfl egeversicherung neue 
Versorgungskonzepte und -strukturen gefördert und 
erprobt; nunmehr ist auch die Förderung von regiona-
len Netzwerken mit bis zu 20.000 EUR je Kreis oder 
kreisfreier Stadt durch die Pfl egekassen möglich. 

Im Rahmen der Diskussion wurde auch klar, dass 
Versorgungsstrukturen stärker auf die Bedarfe des 
einzelnen Menschen auszurichten sind. Strikte Gren-
zen zwischen ambulanter und stationärer Versorgung 
werden dabei als Hemmnis empfunden.

Insgesamt wurde deutlich, dass zahlreiche Angebote 
und Möglichkeiten vorhanden sind. Vernetzung ist das 
Gebot der Stunde. Gerade die mögliche Netzwerkför-
derung auf der Grundlage von § 45c Abs. 9 SGB XI 
erscheint daher interessant. Letztlich bringt es § 8 Abs. 
1 SGB XI auf den Punkt: Die pfl egerische Versorgung 
der Bevölkerung ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. 

Moderatorin

Referentin des Workshop II: Maria Weigand, 
Ministerialrätin StMAS
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Workshop III

Alle pfl egebedürftigen Menschen, die zu Hause leben, 
haben einen Anspruch auf den monatlichen Entlas-
tungsbetrag von bis zu 125 Euro, den sie für qualitäts-
gesicherte Leistungen nach § 45b Abs. 1 Satz 3 SGB 
XI einsetzen können. Dieses Geld kann für Tages- und 
Nachtpfl ege, Kurzzeitpfl ege, Leistungen der ambulan-
ten Pfl egedienste im Sinne des § 36 SGB XI, in den 
Pfl egegraden 2 bis 5 jedoch nicht von Leistungen im 
Bereich der Selbstversorgung sowie nach Landesrecht 
anerkannte Angebote zur Unterstützung im Alltag ver-
wendet werden. Derzeit bestehen in Bayern rund 900 
Angebote zur Unterstützung im Alltag (Betreuungs- 
und Entlastungsangebote) nach § 45a SGB XI. Zu 
den Entlastungsangeboten zählen u.a. „haushaltsnahe 
Dienstleistungen“ (Hilfe bei Reinigungs- und Ord-
nungsarbeiten, Verpfl egung, Lebensmittelbevorratung, 
Blumenpfl ege, Erledigung des Wocheneinkaufs oder 
Fahrdienste zum Arzt etc.).
In dem Workshop wurden mit Gudrun Reiß, Leiterin 
der Agentur zum Aus- und Aufbau von Angeboten zur 
Unterstützung im Alltag, folgende Punkte diskutiert:

1. Angebote zur unterstützung im Alltag als konkrete 
umsetzung von „sorgenden gemeinschaften“

Mit Blick auf die Bewältigung der demografi schen 
Herausforderung stehen „sorgende Gemeinschaften“ 
(7. Altenbericht) für kleinräumige Unterstützungs-
netzwerke für ältere und pfl egebedürftige Menschen, 
in denen Kommunen, professionelle Anbieter sozialer 
Dienste sowie engagierte Bürgerinnen und Bürger vor 
Ort zusammenwirken. Dabei können Angebote zur 
Unterstützung im Alltag Ausdruck von neuen Betei-
ligungsprozessen und Verantwortungsstrukturen auf 
kommunaler Ebene sein. Dabei kommt den Kommu-
nen als Initiator und Moderator dieser Prozesse eine 
besondere Bedeutung zu.

2. Legitimierte unterstützung durch 
haushaltsnahe dienstleistungen 

Viele ältere Menschen haben Schwierigkeiten, Hilfe 
anzunehmen. Erfahrungen zeigen, dass gerade im Be-
reich der Haushaltsführung die Vorbehalte gegenüber 
der Inanspruchnahme von Hilfen kleiner sind. In der 
Regel verbringen Angehörige lieber Zeit mit der Be-
treuung ihres pfl egebedürftigen Angehörigen als mit 
der Haushaltsführung. Deshalb können haushaltsnahe 
Dienstleistungen nicht nur pfl egebedürftige Menschen 
und deren Angehörige aktiv unterstützen, sondern 
auch den Zugang zu weiteren Beratungs- und Unter-
stützungsleistungen ermöglichen. Auch vor diesem 
Hintergrund könnte dieses Tätigkeitsfeld für Anbieter 
sozialer Dienste ein möglicher „Türöffner“ sein. 

3. Auf- und Ausbau von haushaltsnahen 
dienstleistungen im ländlichen Raum

Gerade die Anbindung von haushaltsnahen Dienstleis-
tungen an bestehende Strukturen, wie beispielsweise 
Fachstellen für pflegende Angehörige, ambulante 
Dienste, Mehrgenerationenhäuser, Nachbarschaftshil-
fen oder Gesundheitsregionenplus erscheint zielführend. 
Zudem können Kommunen den Aufbau unterstützen, 
indem sie beispielsweise Räume zur Verfügung stellen, 
mögliche Akteure ansprechen und für dieses Angebot 
sensibilisieren, landkreisspezifi sch Fort- und Weiterbil-
dungen anbieten sowie Austausch- und Vernetzungs-
plattformen schaffen.

fazit:
Die Angebote von haushaltsnahen Dienstleistungen 
befi nden sich im Aufbau. Im Rahmen der Novellierung 
von Teil 8 Abschnitt 5 bis 8 AVSG (Verordnung zur 
Ausführung der Sozialgesetze) und der dazugehörigen 
Vollzugshinweise sind zahlreiche weitere Änderungen 
geplant, um den weiteren Auf- und Ausbau zu fördern. 
Um hier kraftvoll voranzukommen, sind gemeinsame 
Anstrengungen von Land, Kommunen sowie Träger 
von sozialen Diensten erforderlich. Gerne unterstützt 
die „Agentur für Angebote zur Unterstützung im All-
tag“ beim konkreten Aufbau: 

www.unterstuetzung-alltag-bayern.de

Dr. Christine Schwendner
Leiterin Referat demenzstrategie, Ehrenamt in der Pflege
Bayerisches Staatsministerium für gesundheit und Pflege
Email: christine.schwendner@stmgp.bayern.de 

Aufbau von „haushaltsnahen dienstleistungen“ im ländlichen Raum

Moderatorin

Referentin des Workshop III: Gudrun Reiß (Mitte) 
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„Sorgende gemeinschaften“ - umsetzung im Rahmen der Möglichkeiten 

Workshop IV

Von 2,09 Mio. Pfl egebedürftigen wurden 2015  73 Pro-
zent zu Hause versorgt. Davon 1,38 Mio. allein durch 
Angehörige, 692 000 zusammen mit/durch einen am-
bulanten Pfl egedienst (Destatis Pfl egestatistik 2015).
Der Workshop 4  befasste sich mit der Frage: Wie 
kann  bürgerschaftliches Engagement unter der Be-
teiligung von Senioren aktiviert werden als wesentli-
ches Element zur Gestaltung eines seniorengerechten 
Gemeinwesens?

In der Stadt gibt es Quartiere mit oft großen Unter-
schieden in der Zusammensetzung der jeweiligen 
Bewohner. Es gibt viele Angebote und Anbieter von 
professionellen und ehrenamtlichen Unterstützungs-
leistungen. Durch Zusammenwirken können sich 
Synergien ergeben. 

Im ländlichen Bereich sind Wohngebiete bzw. Sozi-
alräume meist größer und es gibt weniger Angeboten.

Mangel in Stadt und Land gibt es an niedrigschwelli-
gen, verständlichen Informationen zum Thema Pfl ege. 
Problematisch ist die fl exible wie auch der planbare 
wohnortnahe Bereitstellung von Kurzzeit-, Nacht- und 
Tagespfl egeplätzen.

Im Verlauf des Workshops konnten an den wirklichen 
Verhältnissen orientierte Wünsche und Anregungen 
gesammelt werden: Die Bürger sollten ihre Erfahrung 
und ihre Kompetenz in ihre Sozialräume einbringen 
und Vorschläge machen können. Man könnte „Town-
hall Meetings“, also von der Kommune angebotene 
Bürgertreffen organisieren, um in moderierten Ver-
fahren die Meinung und die Bedarfslage der Bürger 
zu sozialen Themen zu erfahren.

Da die Gesellschaft sich fortlaufend wandelt und Gene-
rationenwechsel stattfi nden sollten Politik, Wirtschaft, 
Wissenschaft und Bürger gemeinsam und schnittstel-
lenübergreifend nach individuellen lokalen Lösungen 
suchen. Dafür sollten Begegnungsräume in der Kom-
mune bereitgestellt werden. Auch leicht verfügbare 
digitale Möglichkeiten zur Informationsweitergabe, 
zur Vernetzung, zur Kommunikation sollten erschlos-
sen und genutzt werden.

Weiter befassten wir uns mit Anregungen zur konkreten 
Alltagsunterstützung:

 n Barrierefreie bauliche und digitale Zugänge zu 
Ärzten, Apotheken, Behörden, Hilfsorganisationen, 
Beratungsstellen u.ä. sollten ermöglicht werden.

 n Informationsbroschüren in einfacher Sprache soll-
ten angeboten werden.

 n Pläne über allgemeinen Nahverkehr und indivi-

duelle Organisation sollten zur Verfügung gestellt 
werden ferner Informationen sowie Angebote und 
Organisation zum Besuch generationsübergrei-
fender Mittagstische bspw. in Möbelhäusern und 
Supermärkten.

 n Alltägliche Treffpunkte wie zum Beispiel Bücher-
busse, Wertstoffhöfe, Pfarrgemeinden, Freizeitorte 
wie Parks und Sportstätten sollten zur Begegnung 
und Vernetzung genutzt werden. 

Grundsätzlich sollte ressourcenorientiert gedacht und 
gehandelt werden. Wir sind davon ausgegangen, dass 
jeder Mensch neben Defi ziten auch Ressourcen hat, die 
er in die Gemeinschaft einbringen kann und will. Die 
Angebote sollten Spaß machen und für alle Beteiligten 
eine Bereicherung darstellen.

Abschließend haben wir uns noch mit der Bildung 
von Seniorengenossenschaften, mit dem Umgang mit 
Altersarmut, mit der Inklusion von Demenzkranken 
und Pfl egebedürftigen  beschäftigt.

Der Workshop hat in engagierten Diskussionen auf-
gezeigt, wie viele Facetten das Thema „Sorgende 
Gemeinschaften“ hat. Er hat zudem gezeigt, dass es 
sich lohnt und Spaß macht gemeinsam an lokalen 
Lösungen zu arbeiten.

Brigitte Bührlen
Vorsitzende WiR! 
Stiftung pflegender Angehöriger
Email: kontakt@wir-stiftung.org

Referentin
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Gemeinwesenorientierte Altenarbeit
Der Anteil älterer Menschen in un-
serer Gesellschaft steigt, familiäre 

Strukturen verändern sich und die 
Zahl der allein lebenden Menschen 
nimmt zu. Aufgrund dieser Entwick-

lungen steigt auch die Zahl der 
auf Unterstützung und Pflege 
Angewiesenen. Damit geht ein 
zunehmender Bedarf an diffe-

renzierten Versorgungsangeboten 
einher, der bedarfsgerecht und 
qualitätsorientiert im Sozialraum 
ausgestaltet werden muss. Mithilfe 
gemeinwesenorientierter Konzepte 

sind die Strukturen vor Ort weiter zu ent-
wickeln, mit dem Fokus auf gesellschaftliche 

Teilhabe, Selbstbestimmung und barrierefreie 
Gestaltung aller Lebensbereiche. Zu schaffen 
und zu stärken sind gemeindeintegrierte Wohn-, 
Betreuungs- und Freizeitangebote. 

Für die Gemeinwesenorientierte Altenarbeit bedeutet 
dies, älteren Menschen die Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben zu ermöglichen, unabhängig von deren 
Lebenssituation. Sie nimmt soziale Fragestellungen 
und Bedarfslagen alt werdender Menschen in den Blick 
und berücksichtigt dabei deren individuellen Möglich-
keiten, Fähigkeiten und kulturellen Prägungen.  

Leitmotive der gemeinwesenorientierten Altenarbeit
n Selbstbestimmung und Würde: 
 Jeder älter werdende Mensch hat das Recht auf 

ein Leben in Würde, individuelle Entwicklung 
und Förderung entsprechend seiner spezifi schen 
Besonderheiten.

n Gestaltung von Dialogen 
 Handlungskonzepte und Aktionspläne werden 

prozessorientiert mit und von den alt werdenden 
Menschen entwickelt. Die Einbindung in lokale 
Netzwerke und die Abstimmung mit den gegebe-
nen örtlichen, sozialen, räumlichen, ökonomischen, 
ökologischen, rechtlichen und kulturellen Rahmen-
bedingungen sichert Nachhaltigkeit.

n Teilhabechancen sichern/ 
 Ausgrenzung vermeiden 
 Kompetenzen, Erfahrungen und Einstellungen alt 

werdender Menschen werden gewürdigt. Eigenin-
itiative wird gestärkt. Aktive Mitbestimmung und 
Mitgestaltung ihrer Lebensbedingungen werden er-
möglicht. Wichtig ist der Erhalt und die Förderung 

vorhandener Stärken und Potentiale sowie eine 
„Milderung von Problemen“, die durch das Alter 
entstehen. Dadurch wird die Teilhabe am Leben in 
der Gemeinschaft gefördert, insbesondere eine au-
tonome Bestimmung der individuell gewünschten 
Lebens- und Wohnbedingungen.

Daraus ergeben sich für die Gemeinwesenorientierte 
Altenarbeit folgende Aufgaben:

 Förderung sozialer Netze
 Entwicklung neuer Formen eines Hilfe-Mixes und 

an den Bedürfnissen im Quartier orientierte Pfl ege- 
und Betreuungsangebote 

 Entwicklung von bedarfsgerechten Dienstleistun-
gen und Angeboten sowie wohnortnaher Beglei-
tung und Beratung 

 Aufbau lokaler Kooperationen unterschiedlicher 
Akteure

 Aufbau eines wertschätzenden gesellschaftlichen 
Umfeldes

 Förderung von gemeinwohlorientierten Denken 
und Handeln der Bürger/innen

 Aufbau und Gestaltung einer generationengerech-
ten räumlichen Infrastruktur und bedarfsgerechter 
Wohnangebote.

fazit
Die sozialen Nahräume sind auf die Bedarfe von 
Menschen mit Unterstützungsbedarf ganzheitlich an-
zupassen und die Bewohner/innen sowie die Akteure 
vor Ort in die Bedarfsermittlung und die Gestaltungs-
prozesse einzubeziehen. Ein möglichst langer Verbleib 
pfl egebedürftiger Menschen im häuslichen Umfeld 
ist nur möglich, wenn fl ächendeckend ein Quartiers-
management etabliert wird und Rahmenbedingungen 
geschaffen sind, damit pfl egebedürftige Menschen 
mitten im Quartier leben können.

Dr. Barbara Erxleben
diakonisches Werk Bayern e.V. 
Referentin mit Schwerpunkt Hospiz, 
gemeinwesenorientierte Altenarbeit 
und familienpflege
Email:  erxleben@diakonie-bayern.de

Gemeinwesenorientierte Altenarbeit
Der Anteil älterer Menschen in un-
serer Gesellschaft steigt, familiäre 

Strukturen verändern sich und die 
Zahl der allein lebenden Menschen 
nimmt zu. Aufgrund dieser Entwick-

lungen steigt auch die Zahl der 

renzierten Versorgungsangeboten 
einher, der bedarfsgerecht und 
qualitätsorientiert im Sozialraum 
ausgestaltet werden muss. Mithilfe 
gemeinwesenorientierter Konzepte 

sind die Strukturen vor Ort weiter zu ent-
wickeln, mit dem Fokus auf gesellschaftliche 

Teilhabe, Selbstbestimmung und barrierefreie 
Gestaltung aller Lebensbereiche. Zu schaffen 
und zu stärken sind gemeindeintegrierte Wohn-, 
Betreuungs- und Freizeitangebote. 
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Verantwortungsbewusstes Handeln - 
Klimaneutralität bei der Welt-Freiwilligenkonferenz

Die 25. IAVe Welt-Freiwilligenkon-
ferenz trägt den Titel “Our Respon-
sibility for the Global Fu-ture”. In 
vielen Veranstaltungen diskutieren 
Freiwillige sowie berufliche Mitar-
beiter, wie wir länderübergreifend, 
verantwortungsbewusst und nach-
haltig an den Herausforderungen der 
Zukunft arbeiten können.
Für den Veranstalter, das Freiwil-
ligen-Zentrum Augsburg, war klar, 
dass auch die Nachhaltigkeit der 
Konferenz und Umweltschutz eine 
große Rolle spielen wird. Eine Idee 
und ein Partner waren schnell ge-
funden: Mit Hilfe der Kinder- und 
Jugendinitiative Plant-for-the-Planet 
pflanzt das Freiwilligen-Zentrum 
5.000 Bäume.
Die Kinder- und Jugendinitiative 
Plant-for-the-Planet wurde 2007 ins 
Leben gerufen. Der damals neunjäh-
rige Felix Finkbeiner forderte am 

Ende eines Schulreferats über die 
Klimakrise seine Mitschüler auf: 
„Lasst uns in jedem Land der Erde 
eine Million Bäume pflanzen!“ Ziel 
der Kinder- und Jugendinitiative 
ist mittlerweile, bis 2020 weltweit 
1.000 Milliarden Bäume zu pflan-
zen. Bisher wurden bereits über 15 
Milliarden Bäume mit Hilfe vieler 
Erwachsenen in 193 Ländern ge-
pflanzt. In Akademien bilden Kinder 
andere Kinder aus und befähigen sie 
selbst aktiv zu werden - weltweit 
schon über 67.000 Kinder aus 66 
Ländern. 

Der Initiator von Plant-for-the-Pla-
net, Felix Finkbeiner, wird am 19. 
Oktober zu hören sein.
Weitere Informationen zur 25. 
IAVE Welt-Freiwilligenkonferenz 
in Augsburg finden Sie unter 

www.iave.org/wvc2018. 
Werden Sie Teil dieser Konferenz 
und melden Sie sich noch an.
Umfassende Informationen zu Plant-
for-the-Planet finden Sie unter 

www.plant-for-the-planet.org
Vom 16. bis 17.10. findet im Rahmen 
der Welt-Freiwilligenkonferenz das 
Internationale Jugendforum statt. Es 
werden rund 150 junge Menschen 
erwartet, die sich auf lokaler und in-
ternationaler Ebene für freiwilliges 
Engagement und Bürgerbeteiligung 
einsetzen. Infos dazu: 

www.iave.org/wvc2018

Revolution oder Rohrkrepierer? – 
Plattformen für soziale Dienstleistungen
FINSOZ-Forum diskutiert Trends, Chancen und Risiken
Berlin. Die Plattform-Ökonomie 
ist ein zentraler Impulsgeber 
des digitalen Wandels. In vielen 
Branchen wie dem Hotel- oder 
Transportgewerbe haben Vermitt-
lungs- und Handelsplattformen die 
klassischen Lieferanten-Kunden-
beziehungen bereits gesprengt. Ist 
als nächstes die Sozialwirtschaft 
dran? Oder eignen sich soziale 
Dienstleistungen nur bedingt für 
die Vermittlung über webbasierte 
Portale? 
Das Forum des Fachverbandes 
Informationstechnologie in Sozi-
alwirtschaft und Sozialverwaltung 
FINSOZ e.V. leuchtet erstmals den 
gewerblichen, verbandlichen und 
kostenträgerseitigen Plattform-

Markt im Bereich sozialer Dienst-
leistungen systematisch aus. Es 
geht der Frage nach, welche Play-
er mit welchen Strategien und in 
welchen Netzwerken am Markt 
agieren und diskutiert, welche Per-
spektiven der Plattform-Markt für 
den Bereich sozialer Dienstleis-
tungen besitzt. Ebenso thematisiert 
das Forum die Verantwortung der 
Wohlfahrtspflege, der Leistungs-
träger und der Politik für die Zu-
kunft der Branche in Zeiten der 
Plattform-Ökonomie. 
Das Forum findet am 19. Oktober 
2018 in Fulda statt. Weitere Infos, 
Agenda und Anmeldung:

www.finsoz.de/akademie

Unverzichtbar, ungesichert 
– hochgelobt und unerhört: 

20 Jahre medizinische 
Versorgung Wohnungsloser

24. / 25. Oktober 2018 
Münster

www.bagw.de
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christlicher krankenhaustag: Der Mensch im Mittelpunkt

Mitte Juli 2018 fand der erste 
gemeinsame Krankenhaustag 

der bayerischen Krankenhäuser in 
katholischer und evangelischer Trä-
gerschaft statt. Bei ihrem Grußwort 
betonte die Vorsitzende des Ka-
tholischen Krankenhausverbandes, 
Schwester Irmgard Stallhofer, dass 
die christlichen Krankenhäuser auch 
in Zukunft für eine zukunftsweisen-
de und gute Krankenversorgung ste-
hen. Dabei sei das oberste Ziel, die 
hohe medizinische Kompetenz auf 
Basis einer soliden wirtschaftlichen 
Betriebsführung untrennbar mit viel 
menschlicher Zuwendung und indi-
vidueller Betreuung zu verbinden. 
Neben  hochwertiger Versorgung sei 
der respektvolle und wertschätzende 
Umgang mit den Patienten ein ganz 
besonderes Anliegen der christlichen 
Krankenhäuser.
Eine von der Berufsgenossenschaft 
für Gesundheitsdienst und Wohl-
fahrtspfl ege initiierte Studie hat bei 
einer Befragung von jungem Pfl ege-
personal und Ärztinnen und Ärzten 
in Krankenhäusern ergeben, dass 
beide Berufsgruppen den prozentual 
höchsten Verbesserungsbedarf bei 
der Verringerung des Dokumentati-
onsaufwands sehen (88 Prozent der 
Ärzte und 83 Prozent der Pfl egenden).
Diese immer weiter zunehmende bü-
rokratische Reglementierung wurde 
in einer Diskussionsrunde über das 
Entlassmanagement thematisiert. 

Vertreterinnen und Vertreter aus 
dem ärztlichen, dem pfl egerischen 
und dem Sozialdienst aus einem 
Krankenhaus diskutierten mit einer 
Vertreterin aus der ambulanten und 
stationären Pfl ege über ihre praxi-
serprobte Herangehensweise, das 
Wohl der Patienten nicht aus dem 
Auge zu verlieren. Einig waren sich 
alle Beteiligten, dass die Grundvor-
aussetzung für eine gute Versorgung 
der Patienten die reibungslose Zu-
sammenarbeit der einzelnen Akteure 
ist. Dies kann nur durch eine gute 
Vernetzung und einer regelmäßigen 
Kontaktpfl ege funktionieren.
Im Anschluss skizzierte der Ge-
schäftsführer der Bayerischen 
Krankenhausgesellschaft (BKG) 
Siegfried Hasenbein die Einfl uss-
größen, die von der BKG für die 
Krankenhausversorgung bis zum 
Jahr 2025 ausgemacht werden 
konnten. Ergänzend berichtete Ge-
schäftsführer Christian Kuhl von 
der Barmherzigen Brüder gemein-
nützigen Krankenhaus GmbH über 
Ansätze, den Patienten auch zu-
künftig eine qualitativ hochwertige 
Versorgung anzubieten. Über die 
Planungsansätze des Bayerischen 
Staatsministerium für Gesundheit 
und Pfl ege für die Krankenhäuser 
referierte Staatsministerin Melanie 
Huml. Staatsministerin Huml hebt 
die Bedeutung kirchlicher Kranken-
häuser für die medizinische Versor-

gung in Bayern hervor. Sie betonte, 
dass gerade in einem Flächenstaat 
wie Bayern ein ausreichend dichtes 
Netz an leistungsfähigen Kliniken 
unverzichtbar ist. Das Ziel muss ein 
angemessener Ausgleich zwischen 
wirtschaftlicher und medizinisch 
leistungsfähiger Struktur einerseits 
und Wohnortnähe andererseits sein. 
Unter diesem Grundsatz steht die 
bayerische Krankenhauslandschaft 
mitten in einem Prozess der Um-
strukturierung. Denn auf Grund von 
Kostendruck und medizinischen 
Fortschritt können nicht mehr alle 
Kliniken alle denkbaren medizini-
schen Leistungen anbieten.
Im letzten Beitrag sprach der Wirt-
schaftsjournalist und Zukunftsfor-
scher Erik Händeler. Er sieht in der 
Gesunderhaltung der Deutschen die 
größten, bislang schlafenden Res-
sourcen der Volkswirtschaft. Diese 
zu mobilisieren sei ein Antrieb für 
einen langanhaltenden Wirtschafts-
boom. Anschaulich erklärte Händeler 
die Systematik mit einem Blick auf 
Konjunkturschübe der Vergangen-
heit: Dampfmaschine oder Computer 
haben Ressourcen eingespart und das 
Arbeitspotential vergrößert – diesel-
be Rolle bekommen laut Händeler 
in Zukunft Innovationen und neuen 
Strukturen im Gesundheitswesen.

Heike Gülker, 
Geschäftsführerin, Katholischer 

Krankenhausverband in Bayern e. V.

Foto: Christine Beenken
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„Gute Pflege ist ein Menschenrecht!“
Der Paritätitsche. Heuer jährt sich 
die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte der Vereinten Nation 
zum 70. Mal. Aus diesem Anlass 
hat der Paritätische Gesamtverband 
die Kampagne „Mensch Du Hast 
Recht!“ gestartet. Alle sollten diese 
Rechte kennen und sich für ihren 
Schutz einsetzen. 

Auch der Paritätische Landesver-
band Bayern und seine Mitglied-
sorganisationen treten täglich in 
unterschiedlichen Arbeitsbereichen 
für die sozialen und individuellen 
Menschenrechte ein, insbesondere 
auch im Bereich der Pfl ege. Denn: 
Eine gute pfl egerische Versorgung 
ist ein Menschenrecht!

Bereits 2005 haben, auf Initiative 
des Bundesfamilienministeriums 
und des Bundesgesundheitsminis-
teriums, rund 200 Expertinnen und 
Experten aus allen Verantwortungs-
bereichen der Altenpflege Hand-
lungsempfehlungen zur Verbesse-
rung der häuslichen und stationä-
ren Pflege beschlossen. Zentrale 
Maßnahme dabei war die „Charta 
der Rechte hilfe- und pfl egebedürf-
tiger Menschen“. Damit wurde ein 
Rechtskatalog würdevoller Pfl ege 
geschaffen.

Wo stehen wir heute?
Ist Pfl ege tatsächlich bedürfnisori-
entiert und bedarfsgerecht den zu 
pflegenden Menschen und ihren 
Angehörigen gegenüber? Wir beant-
worten die Frage mit einem klaren 
Nein. Unumstritten bedeutet Pfl ege-
bedürftigkeit ein hohes Armutsrisi-
ko. Besonders wenn die Pfl egeversi-
cherung weiterhin eine Teilleistung 
beschreibt. Der Pfl egenotstand hat 
sich zur Dauerkrise entwickelt und 
ist auch aus den Medien kaum mehr 
wegzudenken.
Menschenrechtlich bedenklich ist: 
n wenn Pfl ege arm macht,
n wenn pflegende Angehörige 

durch unzureichende soziale Si-
cherung von Altersarmut bedroht 
sind,

n wenn Pfl egkräfte nicht ausrei-
chend Zeit für Versorgung ha-
ben,

n wenn Teilhabe zur Frage des 
Wohnortes wird, weil Quar-
tiersarbeit und Sozialraumgestal-
tung für alte und pfl egebedürf-
tige Menschen nur in wenigen 
Kommunen möglich ist.

Was fehlt, ist vor allem Zeit, um 
menschenwürdige Pflege für alle 
sicherzustellen. Mehr Zeit und mehr 

Personal sind zwei entscheidende 
Punkte, die dazu beitragen können, 
die Menschenwürde auch für Pfl e-
gebedürftige zu sichern. Alle sollten 
dazu beitragen, den Berufszweig 
attraktiver zu gestalten. Dazu gehö-
ren nicht nur die Forderungen nach 
besserer Bezahlung und besseren 
Arbeitsbedingungen. 

Grundsätzlich benötigen wir eine 
solidarische Strategie zur Refi nan-
zierung der Pflegebedürftigkeit. 
Dazu muss die Bundes- bzw. die 
Landesregierung zusätzliche Mittel 
in die Hand nehmen. Hier wur-

M i t g L i E d S o R g A n i S A t i o n E n
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den schon unterschiedliche Ideen 
entwickelt. Des Weiteren sollten 
Rahmenbedingungen und Angebo-
te in der Pflege anhand des neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs weiter 
entwickelt werden. Im ambulanten 
Bereich wäre es beispielsweise die 
Vergütung nach Zeit.
Pflegende Angehörige leisten ei-
nen enormen Beitrag bei der Pflege 
und Betreuung, ihre Förder- und 
Unterstützungsleistungen und ihr 
Recht auf soziale Absicherung müs-
sen kontinuierlich weiter verbessert 
werden. 
Zur Verbesserung der Pflege fordern 
wir: 

n zügige und deutliche Senkung 
der finanziellen Belastung der 
Pflegebedürftigen,

n Ausbau der Pflegeversiche-
rung zu einer solidarischen 
Bürgerversicherung sowie die 
Übernahme von 85 Prozent 
der pflegebedingten Kosten im 
ambulanten und stationären 
Bereich,

n Vollständige Finanzierung der 
Behandlungspflege in statio-
nären Einrichtungen durch die 
Krankenkasse,

n Übernahme der Investitions-
kosten durch die Länder, 

n Gute Arbeitsbedingungen für 

mehr und besser bezahltes 
Pflegepersonal,

n Flächendeckende Umsetzung 
einer Vergütung nach Zeit in 
ambulanten Diensten,

n Bessere Stärkung pflegender 
Angehöriger.

n Altenhilfe muss zur Pflichtauf-
gabe der Kommune werden.

Es sind unsere Rechte. Wir alle 
müssen sie kennen. Denn nur wer 
seine Rechte kennt, kann auch für 
Sie kämpfen.

Weitere Informationen unter: 
www.mensch-du-hast-recht.de

Café „Perspektive“ in Würzburg:
Zusammenhalt für eine gesellschaft, in der jeder zählt: 
Angebote für Menschen mit Behinderung
Bayerisches Rotes Kreuz. Mehrere 
Selbsthilfeprojekte, die erfolgreich 
und gemeinnützig wirtschaften, Ar-
beitsplätze für Menschen mit psy-
chischen Behinderungen schaffen 
und so einen wichtigen Beitrag zur 
sozialen und beruflichen Integration 
leisten, hat der BRK-Kreisverband 
Würzburg bereits initiiert. 
Eines davon ist das „Café Perspek-
tive“. Hier wird psychisch kran-
ken Erwachsenen, die aufgrund 
ihrer Behinderungen Erwerbsmin-
derungsrente erhalten, die Mög-
lichkeit gegeben, ihre beruflichen 
Fähigkeiten wieder zu erproben. 
So wird ihnen dabei geholfen, eine 
Perspektive für ihre soziale und 
berufliche Integration zu finden. 
„Die Identifikation der Mitarbeiter 
mit dem Arbeitsprojekt ‚Café Pers-
pektive‘ und ihre Freude, Teil eines 
großen Teams zu sein, gibt mir das 
Gefühl, einen wertvollen Beitrag 
zur Integration psychisch erkrank-
ter Menschen zu leisten“, erklärt 
Projektleiterin Sybille Pechtl. 
Der Erfolg gibt ihr Recht: Neben 

vielen Vermittlungen auf den ers-
ten Arbeitsmarkt hat sich gezeigt, 
dass die Kontinuität, die die Arbeit 
kennzeichnet, eine wichtige Vor-
aussetzung für Handlungssicherheit 
im Alltag darstellt und das Gefühl 
der Ebenbürtigkeit sowie Zuge-
hörigkeit fördert. Voraussetzung 
hierbei ist jedoch, dass Zuverdienst-
Projekte finanziell so gefördert wer-
den, dass es ermöglicht wird, die 

Tätigkeiten der behinderten Mit-
arbeiter als Arbeit zu bewerten, sie 
also entsprechend einen Anspruch 
auf Mindestlohn haben. 
Des Weiteren muss der generelle 
Ausschluss von Hartz-IV-Emp-
fängern aus Zuverdienst-Projekten 
wieder aufgehoben werden, damit 
psychisch kranken Langzeitarbeits-
losen der Weg zurück ins Arbeitsle-
ben nicht verwehrt bleibt. 

Foto: „BRK einsatzbereit“, Ausgabe 01/2018



26  Bayerische Sozialnachrichten 3/2018

Arbeiterwohlfahrt überreicht Gesundheitsministerin 
Melanie Huml Resolution zum Thema Pflege
Arbeiterwohlfahrt. Alle zwei bis 
drei Jahre organisiert der Landes-
fachausschuss Altenhilfe der Ar-
beiterwohlfahrt (AWO) die Fach-
tagung Brennpunkt Pflege. Das 
Format richtet sich an Fachkräfte 
und Expert*innen aus dem Bereich 
Pfl ege vor allem innerhalb des Ver-
bands. Bis zu 300 Teilnehmer*innen 
tauschen sich aus und diskutieren 
im Plenum und in Arbeitsgruppen 
zu übergeordneten Themen wie 
„Enger Rahmen - Hohe Erwartun-
gen. Umgang mit Verantwortung 
in der Pfl ege“ (2012) oder „Gute 
Pfl ege braucht Freiraum“ (2015). 
Auch Politiker*innen vor allem aus 
Bayern nehmen jedes Mal an der 
Fachtagung teil und werden auf der 
schon traditionellen Podiumsdis-
kussion mit den Forderungen der 
Praktiker*innen konfrontiert. 

Bayerns Gesundheitsministerin Me-
lanie Huml hat in diesem Jahr zum 
zweiten Mal am „Brennpunkt Pfl e-
ge“ teilgenommen. Sie sprach ein 

Grußwort auf der Veranstaltung, die 
den Titel „Für eine humane Pfl ege 
- Forderungen an die Politik“ hat-
te. Dem zweiten Halbsatz sind die 
Teilnehmer*innen in den Workshops 
gerecht geworden, wo sie die Inhalte 
für eine Resolution erarbeitet und 
verschriftlicht haben. 

Diesen Text haben der AWO-Lan-
desvorsitzende Thomas Beyer und 

der AWO-Landesge-
schäftsführer Wolfgang Schinde-
le Gesundheitsministerin Melanie 
Huml an ihrem Dienstsitz in Nürn-
berg überreicht. Huml lobte die Qua-
lität von Brennpunkt Pflege und 
versprach mit Blick auf die Forde-
rungen in der Resolution den Dialog 
mit der Arbeiterwohlfahrt in Sachen 
Pfl ege fortzusetzen.
Der Text im Wortlaut... 

M i t g L i E d S o R g A n i S A t i o n E n

AWO-Landesvorsitzender Thomas Beyer (rechts) und AWO-Landesgeschäftsführer Wolfgang 
Schindele haben Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml die Resolution der AWO zum 
Thema Pfl ege überreicht.                                                                             (Quelle: StMGP)

Neues PsychKHG im Bayerischen Landtag verabschiedet
Präsident Mederer: „Ein Hilfegesetz im besten Sinne des Wortes“

Bayerischer Bezirketag. Der Prä-
sident des Bayerischen Bezirketags, 
Josef Mederer, hat das gestern im 
Bayerischen Landtag verabschiede-
te neue Psychisch-Kranken-Hilfe-
Gesetz (PsychKHG) noch einmal 
ausdrücklich begrüßt. Dieses Ge-
setz, das nach langen Jahren einer 
engagierten und intensiven Dis-
kussion vor allem auch mit den 
sieben bayerischen Bezirken und 
dem Bayerischen Bezirketag auf 
den Weg gebracht worden ist, sei 
ein „echtes Hilfegesetz“. „Ich freue 
mich, dass wir mit dem PsychKHG 

nun ein modernes und zukunftswei-
sendes Gesetz zur Versorgung – und 
wenn nötig Unterbringung – von 
psychisch kranken Menschen in 
Bayern haben. Wir werden nun 
alles daran setzen, dieses Gesetz in 
unseren Kliniken und Einrichtun-
gen so rasch wie möglich zum Woh-
le der uns anvertrauten Menschen 
umzusetzen. Entstigmatisierung 

psychischer Erkrankungen und 
niedrigschwellige Hilfe sind Ziele 
des neuen PsychKHG. Der Psych-
iatrische Krisendienst, dessen fl ä-
chendeckende Umsetzung in allen 
sieben Bezirken nun so rasch wie 
möglich beginnen soll, leistet hier-
zu einen wichtigen Beitrag. Damit 
können wir Menschen, die sich in 
psychischen Notlagen oder Krisen 
befi nden, frühzeitig erreichen und 
ihnen mit fachkundiger Beratung 
und therapeutischer Begleitung 
helfen“, stellt Mederer fest. 

München, 12. Juli 2018
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RESOLUTION
Die bayerische Arbeiterwohlfahrt (AWO) hat im 
Rahmen ihrer Fachtagung Brennpunkt Pflege die 
Forderung nach mehr Solidarität

 n mit den professionellen Pflegekräften und mit 
den Auszubildenden,

 n mit den zu Pflegenden und
 n mit den pflegenden An- und Zugehörigen

erhoben.

Die AWO in Bayern richtet den dringenden Appell 
an die Bundesregierung und die Bayerische Staats-
regierung, die zu pflegenden Menschen und jene, 
die die Pflegearbeit leisten, nachhaltig zu entlasten, 
um den dramatisch wachsenden Pflegenotstand zu 
beseitigen. Dies kann nur durch Änderungen der 
gesetzlichen Vorgaben, durch Korrekturen der Ver-
ordnungen zur generalistischen Ausbildung und der 
Rahmenbedingungen in der Pflege erreicht werden:

Entlastung der zu pflegenden Menschen  
und deren An- und Zugehörigen durch

 n Gleichstellung der finanziellen Leistungen für 
Empfänger*innen ambulanter und stationärer 
Pflege

 n eine Umstellung der derzeitigen Finanzierung 
von Pflegeleistungen. Die Zuzahlung zur Pflege 
muss begrenzt werden (Pflegevollversicherung 
mit einem fixen Eigenanteil). Das Pflegerisiko 
von höheren Aufwendungen muss von der Soli-
dargemeinschaft getragen werden.

 n ein staatliches Programm zur Förderung eines 
zeitnahen Ausbaus differenzierter und bedarfs-
gerechter Pflegeangebote in Stadt und Land

Entlastung des  
Pflegepersonals durch

 n finanzielle Gleichstellung von Beschäftigten in 
der Akut- und Langzeitpflege

 n massive Verbesserungen der personellen Res-
sourcen in der Pflege

 n eine Absenkung der Arbeitszeit in der Pflege 
auf 35 Stunden pro Woche bei vollem Lohn-
ausgleich

 n Vertrauen in die Kompetenz der Pflege und Er-
weiterung ihrer Gestaltungsspielräume

 n statt negativer Kontrolle

 n Ausgestaltung der Ausbildungsverordnungen 
unter Berücksichtigung der Belange und Kom-
petenzen der Altenpflege

diese Entlastungen erfordern  
mehr gesellschaftliche Solidarität.

Die Finanzierung der Pflegeversicherung muss auf 
eine breitere Basis gestellt werden. Jede Person muss 
mit ihrem jeweiligen Einkommen, beispielsweise 
auch aus Kapitalerträgen oder Mieten, zur Finan-
zierung der Pflege beitragen.
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Zwischen Altersgesundheitsgeld und Wohnungsmangel –  
Armutskonferenz der Freien Wohlfahrt in München
Diakonie. Seit März 2018 befassen 
sich die Verbände der Freien Wohl-
fahrt in Bayern mit dem Thema 
„Armut“ in seinen verschiedenen 
Facetten. Im Vorfeld der Landtags-
wahlen konzentrieren sie sich damit 
auf ein Thema, das Umfragen zu 
denen gehört, die die Menschen 
im Freistaat Umfragen zufolge am 
meisten beschäftigen. In insgesamt 
fünf regionalen Veranstaltungen 
haben AWO, BRK, Caritas, Dia-
konie und der Paritäter über Armut 
im Alter ebenso diskutiert wie über 
die Frage, warum manche Men-
schen trotz Arbeit arm sind. Am 
11. Juni, also wenige Monate vor 
den Landtagswahlen im Freistaat, 
wurden die Ergebnisse der Regio-
nalveranstaltungen im Rahmen der 
8. Bayerischen Armutskonferenz 
vorgestellt und mit Vertretern und 
Vertreterinnen der Politik sowie der 
Wissenschaft diskutiert. Denn, so die 
These der Verbände,: Armut ist auch 
im reichen Bayern eine Realität, der 
sich die Politik stellen muss. Und 
zwar ohne Schönfärberei. 
Auf dem Podium diskutierten Jo-
achim Unterländer (CSU), Elfrie-
de Kerschl (IHK), Doris Rauscher 
(SPD), Prof. Dr. Christine Morgen-

stern (TH Nürnberg), Sozialministe-
rin Kerstin Schreyer (CSU), Michael 
Bammessel (Diakonie Bayern und 
Vorsitzender der Freien Wohlfahrt 
2018); moderiert wurde die Veran-
staltung von Vera Cornett (Bayeri-
scher Rundfunk).

Insgesamt fünf Forderungspakete 
wurden von der Freien Wohlfahrt 
präsentiert – eines davon fand beson-
dere Beachtung: Der Vorschlag der 
Diakonie, für Menschen, die im Alter 
von Armut bedroht sind, ein „Alters-
gesundheitsgeld“ einzuführen, um 
die Finanzierung von Medikamen-
ten, Hilfsmitteln und Arztbesuchen 
zu erleichtern. 50 Euro im Monat 
sollte dies betragen, so Diakonieprä-
sident Bammessel, finanziert werden 
sollte es durch den Freistaat. Eine in-
teressante Idee, so auch die Vertreter 
und Vertreterinnen der Politik, wenn 
da nicht die Frage der Anrechnung 
auf Leistungen der Hilfen im Alter 
nach dem SGB XII wäre. 

Das allerdings, so hat eine erste Prü-
fung durch die Juristen mittlerweile 
ergeben, wäre unter bestimmten 
Umständen ohne weiteres möglich. 
Denn auch das bayerische Familien-
geld soll ja nicht auf Grundleistun-

gen (in diesem Fall allerdings nach 
dem SGB II) angerechnet werden. 
So gibt § 83 des SGB XII vor, dass 
zusätzliche Leistungen nur dann 
anzurechnen sind, wenn sie dem-
selben Zweck diesen wie jene der 
Grundleistungen selbst. Solange dies 
nicht der Fall ist - und davon ist bei 
einem möglichen Altersgesundheits-
geld auszugehen - sollte auch keine 
Anrechnung erfolgen. 
Sozialrechtlich ist es, so scheint 
es also nach einer ersten Prüfung, 
machbar, ein entsprechendes Al-
tersgesundheitsgeld auf den Weg 
zu bringen. Der jährliche Aufwand 
beliefe sich, ersten Berechnungen 
zufolge, auf ein Volumen von sechs 
Millionen Euro (zugrundeliegende 
Zahl: Die Empfänger und Empfän-
gerinnen von Hilfen zur Überwin-
dung sozialer Schwierigkeiten und 
Hilfe in anderen Lebenslagen Ende 
2016, Quelle: Bayerisches Landes-
amt für Statistik) damit sollte der 
Vorschlag auch finanziell darstellbar 
sein.

Anzeige -
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What is home?
die bayerische caritas beteiligt sich an  
europäischem Projekt zu Migration und Entwicklung
Caritas. Hunger und Armut, Kli-
mawandel und Wasserknappheit, 
bewaffnete Konflikte und Korrupti-
on oder das Fehlen von politischer 
Teilhabe: die Gründe warum Men-
schen ihr Zuhause verlassen und 
versuchen, Leib und Leben für sich 
und ihre Familien zu retten sind viel-
fältig. Die riesigen Flüchtlingslager 
in Jordanien, monatliche Meldungen 
über tote Flüchtlinge im Mittelmeer, 
Transit- und Ankerzentren für die 
hier ankommenden Menschen sind 
die Folge. Rund 70 Millionen Men-
schen weltweit haben kein Zuhause. 
Trotzdem ist ein sicherer Platz oder 
Ort, den man Zuhause nennen kann, 
ein Menschenrecht. 

Die Lösung für das Problem der 
weltweiten Migrationsbewegun-
gen kann nicht von Nationalstaaten 
im Alleingang gelöst werden. Eine 
irrationale Angst vor Überfrem-
dung und das Erstarken extre-
mistischer Kräfte in ganz Euro-
pa verhindern menschenwürdige 
Lösungsansätze und ein gemein-
schaftliches Vorgehen. Die Stim-
mungen in Teilen der Bevölkerung 
resultieren oft aus Klischees, die 
den komplexen Zusammenhängen 
von Migration und Entwicklung 
nicht gerecht werden.

Zusammen mit zwölf Caritas-Or-
ganisationen in ganz Europa führt 
die bayerische Caritas deshalb das 
Projekt MIND - Migration, INter-
connectedness, Development durch. 
Unterstützt von der Europäischen 
Union sollen dadurch einem breiten 
insbesondere auch jungen Publikum 
die Themen Migration und Ent-
wicklung näher gebracht werden. 
Gemeinsam mit den Partnern soll 

mehr Aufmerksamkeit auf Prozesse 
in der Entwicklungshilfe und das 
Wissen um nachhaltige Entwicklung 
lenken werden.

Angelegt ist das Projekt auf drei 
Jahre. Die internationale Ausrich-
tung und Vernetzung der Caritas er-
möglicht es, abgestimmte Aktionen 
in elf EU-Mitgliedsstaaten, nämlich 
Österreich, Deutschland, Bulgari-
en, in der Tschechischen Republik, 
den Niederlanden, Belgien, Italien, 
Portugal, Slowenien und Schweden 
durchzuführen. Als Dachorganisati-
on wirkt Caritas Europa mit. 

Ziel des MIND-Projekts ist es, zu 
einer positiven Stimmung beizutra-
gen und mehr Wissen in Hinblick 
auf Entwicklungsarbeit innerhalb 
der europäischen Bevölkerung zu 
erzeugen. Dazu sollen Orte der 
Begegnung geschaffen werden, in 
denen Menschen die Möglichkeit 

haben, die komplexen Zusammen-
hänge von Migration und nachhalti-
ger Entwicklung greifbar zu erleben 
und zu verstehen. Insbesondere die 
Einbeziehung von jungen Men-
schen durch das starke youngCaritas 
Netzwerk ist ein zentraler Baustein. 
Viele der kommenden Aktionen 
werden von, für und mit Jugendli-
chen gestaltet und umgesetzt. Als 
BrückenbauerInnen wirken sie in 
die Gesellschaft hinein und fungie-
ren als Multiplikatoren und Multi-
plikatorinnen.

Die Kampagnen und weitere Hin-
tergrundinformationen zum Pro-
jekt finden Sie auf der Projekt-
homepage 

www.whatishome.eu 

und auf Instagram 

#whatishome @caritas.bayern
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In Bayern engagieren sich rund 200.000 Ehrenamtliche 
in der mit besonderer Verantwortung verbundenen 
„rechtlichen Vertretung“ eines Menschen auf der 
Grundlage einer gesetzlichen Betreuung oder einer 
Bevollmächtigung. Unterstützt und qualifiziert bera-
ten werden die Ehrenamtlichen durch die regionalen 
Betreuungsvereine. 
Der Anteil älterer Menschen in unserer Gesellschaft 
nimmt stetig zu. 20 Prozent der Gesamtbevölkerung 
sind über 65 Jahre alt - mit steigender Tendenz. 
Jeder vierte der über 65-Jährigen leidet an psychi-
schen Störungen. Ein Viertel der über 85 Jahre alten 
Mitbürgerinnen und Mitbürger ist von dementiellen 
Einschränkungen betroffen und bedarf der Unter-
stützung in der Wahrnehmung und Vertretung seiner 
Interessen. 
Nicht nur ältere Menschen brauchen Hilfestellung. 
Psychische Erkrankungen und Behinderungen gibt es 
in allen Altersgruppen. Personen, die von Geburt an 
oder unfallbedingt mit einer schweren körperlichen 
oder geistigen Behinderung ihren Alltag bewältigen, 
sind ebenfalls auf die Unterstützung durch Betreuer 
oder Bevollmächtigte angewiesen. Die Verrechtlichung 
unserer Gesellschaft erschwert insbesondere Menschen 
mit kognitiven Einschränkungen die selbständige Re-
gelung ihrer Angelegenheiten.
Der Verstetigung und dem Ausbau der Arbeit der ledig-
lich 133 bayerischen Betreuungsvereine kommt daher 
besondere Bedeutung zu. Die Unterschriftenkampagne 
hat zum Ziel, dass die Betreuungsvereine finanziell 
angemessen ausgestattet werden. Die Erfüllung ihres 
gesetzlichen Auftrages zur Beratung, Begleitung und 
Gewinnung ehrenamtlicher rechtlicher Betreuer und 
Bevollmächtigter wird flächendeckend nur so er-
möglicht. Um diese Arbeit sicherzustellen müssen im 

Die Betreuungsvereine in Bayern brauchen Ihre Unterstützung!

Unterschriftenaktion in Bayern
Doppelhaushalt 2019/20 dafür 3 Mio. Euro eingestellt 
werden. 
Im Nachtragshaushalt 2018 der Bayerischen Staatsre-
gierung konnte als Zwischenschritt bereits eine Anpas-
sung der Förderung auf 1,5 Mio. Euro erreicht werden. 
In einer Informationsveranstaltung im Bayerischen 
Landtag wurde die Tätigkeit der Vereine und deren 
großer gesellschaftlicher Mehrwert im Juli 2017 vor-
gestellt. Betreuungsvereine und Betreuungsbehörden 
diskutierten im Austausch mit den Abgeordneten die 
Bedeutung der Arbeit. Deutlich wurde, dass ohne den 
Ausbau der Förderung und der Begleitung des ehren-
amtlichen Engagements die Herausforderungen nicht 
gestemmt werden können.
Mit den im Rahmen der Kampagne gesammelten Un-
terschriften helfen Sie uns die Erhöhung der Förderung 
durch die Einstellung der 3. Mio. Euro im Doppel-
haushalt 2019/2020 der Staatsregierung einzufordern.
Bitte werben auch Sie in Ihrem Umfeld für die Aktion 
und unterstützen Sie uns auch mit Ihrer persönlichen 
Unterschrift.

Thomas Eichinger, Landrat
Vorsitzender der LAG Ö/F
Johanna Rumschöttel, Altlandrätin
Stellv. Vorsitzende der LAG Ö/F

Bitte fordern Sie Unterschriftenlisten über unsere 
Homepage an:

www.lagoefw.de/news/

Senden Sie uns Originale sobald als möglich auf 
dem Postweg zurück.
Gerne stehen wir Ihnen für Rückfragen zur Aktion 
auch unter der Tel.: 089/153757 zur Verfügung.


